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Ernst Reuter

Ziele und Lerngegenstände des politischen Unterrichts 
zur Vorbereitung auf die Arbeitswelt

Die Bundeszentrale für politische Bildung veranstaltet im März dieses 
Jahres eine didaktische Fachtagung zum Thema .Schule und Arbeitswelt“. 
Eine einleitende Podiumsdiskussion soll die unterschiedlichen gesellschafts-
politischen Standpunkte, die für die Ausgestaltung des auf die Arbeitswelt 
vorbereitenden Unterrichts von Bedeutung sind, herausstellen. Angehörige 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft und des Instituts der deut-
schen Wirtschaft wurden gebeten, ihre Vorstellungen dazu kurz zusammen-
zufassen. Eine Einführung in den Sachbereich aus der Sicht der Erziehungs-
wissenschaften bietet Georg Groth in dem anschließendentBeitrag.

Ich fasse das Thema so auf, daß mit ihm das 
Fach bzw. der Fachbereich Arbeitslehre nicht 
in Frage gestellt und die Inhalte der Arbeits-
lehre nicht der politischen Bildung zugeschla-
gen werden sollen, sondern daß klargestellt 
werden soll, daß Arbeitslehre immer politi-
scher Unterricht zu sein hat. Unabhängig da-
von, daß für die Arbeitslehre verschiedene 
Konzeptionen denkbar sind (Arbeitslehre als 
eigenständiges Fach oder als Kooperationsbe-
reich verschiedener Fächer), bedarf sie daher 
eines didaktischen Leitgedankens, der die po-
litische Dimension mit einbezieht. Eine Ver-
ständigung über Inhalte und Verfahren der 
Arbeitslehre ist aber nicht möglich, wenn 
nicht vorweg geklärt wird, welche Leitprinzi-
pien für den politischen Unterricht insgesamt 
gelten sollen.

Die Offenlegung und Begründung dieser Leit-
gedanken ist heute erneut notwendig gewor-
den, weil Konzeptionen, die pädagogisch aus-
diskutiert und längst zur Selbstverständlich-
keit geworden sind, von konservativen Kräf-
ten aus durchsichtigen Gründen neuerdings 
unter Ideologieverdacht gestellt und zur Ver-
unsicherung der Bevölkerung mißbraucht 
werden.

Ich lege daher zunächst offen, unter welchen 
Intentionen Arbeitslehreunterricht für mich 
zu stehen hat. Der politische Leitgedanke 
heißt für mich: Parteinahme für den künftig 
^hnabhängig Arbeitenden; den didaktischen 
Leitgedanken charakterisiere ich als Orientie-
ning des Unterrichts an gesellschaftlichen 
Konflikten.

Zur Begründung versuche ich, den Argumen-
tationszusammenhang kurz wiederzugeben, 
der in der pädagogischen Diskussion seit Mit-
te der sechziger Jahre zur Umorientierung 
des politischen Unterrichts im oben genann-
ten Sinne geführt hat: Politischer Unterricht 
wandelte sich in der Nachkriegszeit gegen-
über dem der Vergangenheit nur in der Wei-
se, daß wir von einem „Hurrapatriotismus" in 
eine „Hurrademokratie" (Giesecke) hinüber-
wechselten. Was sich änderte, war die Auf-
fassung von der erstrebenswerten Staats- und 
Gesellschaftsordnung (dabei stand das ehrli-
che Bekenntnis der Lehrerschaft zu Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit außer Zweifel); 
was blieb, war der akklamatorische Charak-
ter des Unterrichts. Akklamiert wurde nun 
dem statischen und harmonistischen Bild ei-
ner weisen, aus sich selbst heraus funktionie-
renden Ordnung. Politischer Unterricht wurde 
dadurch im äußersten Maße „unpolitisch*.  Das 
Wesen des Politischen, die Auseinanderset-
zung verschiedener Interessengruppen unter 
Einsatz von Machtmitteln verschiedenster 
Art, wurde ausgeblendet bzw. durch die 
Gleichsetzung von Gesellschaft und Gemein-
schaft eliminiert. Der solchen Vorstellungen 
der politischen Wirklichkeit ausgesetzte Ju-
gendliche wußte sie dann weder mit dem ihm 
vermittelten Ordnungsbild in Einklang zu 
bringen noch ihr mit einer Handlungsperspek-
tive zu begegnen. Die Folge war ein Gefühl 
der Enttäuschung, die dann entweder in Resi-
gnation oder in unpolitischen Radikalismus 
und Aktionismus, wenn nicht gar in Anfällig-
keit für rechtsextreme Tendenzen umschlagen 
mußte.



Wenn man Resignation und Radikalismus 
verhindern will, muß man einen politischen 
Unterricht anstreben, der das Wesen des Poli-
tischen direkt vermittelt. Am Anfang kann 
dann nicht die Information über die in Ver-
fassung und Gesetzen niedergelegte Ordnung 
unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens 
stehen. Am Anfang hat vielmehr — didak-
tisch realisiert in Form der Fallstudie oder 
des Projektes — ein politischer Interessen-
konflikt zu stehen. Verfassung und Gesetze 
kommen auf die Weise in den Blick, daß sie 
daraufhin befragt werden,

— welche „Spielregeln* sie für die Austra-
gung dieses Konfliktes vorsehen und

— ob sie allen Interessen die gleiche Chance 
der Darstellung und Durchsetzung sichern.

Nur auf diese Weise kann überzeugend ein-
sichtig werden, welche Vorteile und Möglich-
keiten eine demokratisch-rechtsstaatliche 
Ordnung bietet. Notwendigerweise kommt 
damit aber zugleich in den Blick, wo Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit noch nicht 
oder noch unzulänglich verwirklicht sind und 
wo derartige Schwächen durch Ideologien 
(durch Rekurrieren auf das Gemeinwohl, auf 
soziale Partnerschaft oder auf angeblich nur 
Sachgesetzen gehorchende Produktionsver-
hältnisse) verdeckt werden sollen oder wo 
Bemühungen um ihre Überwindung durch ein 
angebliches Pluralismusgebot des Grundge-
setzes unter Ideologieverdacht gerückt wer-
den.
Ein Pluralismusverständnis, das von der 
Gleichwertigkeit aller gesellschaftlichen 
Gruppeninteressen ausgeht und vom Lehrer 
die Neutralität in diesen Interessenkonflikten 
fordert, ist nämlich selbst Ideologie, weil sie 
notwendigerweise den Interessen des ökono-
misch Mächtigeren zum Durchbruch verhilft. 
Unter dem Einfluß dieser Ideologie und den 
in ihrem Sinne ausgerichteten Lehrbüchern 
sind denn auch die Schüler in drastischer 
Weise im Unternehmerinteresse indoktriniert 
worden. Selbst vor Verfälschungen (z. B. Dar-
stellung von Arbeitslohn und Unternehmerge-
winn als sich entsprechende Daten oder 
Uminterpretation von dem Arbeitnehmer ge-
setzlich garantierten Rechten in Fürsorgemaß-

nahmen des Arbeitgebers) wurde dabei nicht 
haltgemacht.
Diesen Praktiken das Leitprinzip der Partei-
nahme für den künftig lohnabhängig Arbeiten-
den entgegensetzen bedeutet nicht, nun einer 
Indoktrinierung in anderer Richtung das Wort 
zu reden. Lehrer zu sein bedeutet Anwalt des 
Schülers zu sein, der Autonomie gegenüber 
gesellschaftlichen Zwängen aus eigener Kraft 
nicht erringen kann. Eine Parteinahme für 
den Jugendlichen in diesem Sinne ergibt sich 
aus der dem Lehrer in den Schulgesetzen auf-
erlegten Verantwortung für die Erziehung. In-
halt dieser Verantwortung leitet sich aus Ar-
tikel 2 des Grundgesetzes ab, das jedem Men-
schen „die freie Entfaltung seiner Persönlich-
keit“ garantiert. Parteinahme für den Lohnab-
hängigen ergibt sich daraus, daß die Diskre-
panz zwischen diesem Grundrecht und seinen 
Arbeitsbedingungen und Lebenschancen am 
größten geblieben ist. Aufklärung über diese 
Diskrepanz und Information über mögliche 
verfassungskonforme Alternativen und Ge-
genmodelle sowie über Möglichkeiten, solche 
Veränderungen durchzusetzen, ist für den 
künftig Lohnabhängigen existenznotwendig, 
damit er später der Fremdbestimmung gegen-
über nicht resigniert. Sie ist dem später Privi-
legierten zuzumuten, damit die Führungs-
schicht von morgen ihre unsozialen Züge und 
die unsoziale Rücksichtslosigkeit überwindet, 
wie sie sich in der deutschen Geschichte in 
mannigfaltiger Weise offenbart haben, in der 
Uninteressiertheit der Universität an der Ar-
beitsmedizin oder den Arbeitswissenschaften 
ebenso wie jüngst in der Drohung von Unter-
nehmerseite mit einem Ausbildungsboykott 
angesichts der Regierungspläne für ein kleines 
Stückchen Berufsbildungsreform.
Aufklärung in dieser Form leitet sich ab aus 
der pädagogischen Verantwortung des Leh-
rers. Zur Indoktrination wird sie erst dann, 
wenn der Lehrer den Schülern ein bestimmtes 
Lösungsmodell oder eine bestimmte Durchset-
zungsstrategie aufzuzwingen versucht. Die In-
tention, im Gespräch mit den Schülern auf die 
Erkenntnis hinzuarbeiten, daß eine bestimmte 
Lösung sozialer ist als eine andere, ist dage-
gen nicht Indoktrination, sondern aus pädago-
gischer Verantwortung entwickelte Partei-
nahme.



Inhalte und Verfahren

Es ist bekannt und oft genug dargelegt wor-
den, daß der traditionelle, primär sprachlich-
literarisch geprägte Fächerkanon einen be-
stimmten Begabungstyp und ein bestimmtes 
soziales Milieu bevorzugt und daß es drin-
gend notwendig ist, auch dem — weniger an 
milieubedingte Voraussetzungen gebundenen 
— technischen und ökonomischen Denken die 
gleichen Entfaltungsmöglichkeiten und diesel-
ben Aufstiegschancen zu bieten. Es ist jedoch 
nicht damit getan, den alten Fächerkanon ad-
ditiv durch technische und ökonomische In-
halte zu ergänzen. Die wesentlichen Schwä-
chen der heutigen Unterrichtsorganisation 
würden durch eine solche bloße Ausweitung 
des Fächerkanons noch verschärft: das unver-
bundene Nebeneinander der Unterrichtsinhal-
te und damit die bloße Stoffvermittlung ohne 
Einsicht, wozu man das alles lernt; das Ler-
nen für Zensuren in Konkurrenz gegen ande-
re; kurz: der „unpolitische“ Charakter des 
Lernens mit der — erwünschten oder zumin-
dest nicht unerwünschten — politischen Wir-
kung, über ein Nachwuchspotential zu verfü-
gen, das sich dann auch im Betrieb inhaltli-
chen Anforderungen gegenüber unkritisch 
verhält, sich Veränderungen dieser Anforde-
rungen widerstandslos anpaßt und Umsetzun-
gen wie Disqualifizierungen ergeben hin-
nimmt.

Die Reflexion über diese, Schülern und Leh-
rern aufgezwungene, dem kapitalistischen 
Verwertungsprozeß entgegenkommende Form 
der Herstellung von Qualifikationen in der 
Schule wäre bereits grundlegender Bestand-
teil eines politisch verstandenen Arbeitsleh-
reunterrichtes. Auch der Protest der CDU-
Kultusminister gegen die Empfehlung des Bil-
dungsrates, durch die Schülern und Lehrern 
mehr Mitbestimmung bei der inhaltlichen Ge-
staltung des Unterrichts zugestanden werden 
sollte, muß vor diesem Hintergrund gesehen 
werden.

Die Schulung technischer und ökonomischer 
Intelligenz im Unterricht aller Schulen ist 
notwendig, und es sind dafür didaktische Mo-
delle entwickelt worden; für die Technik der 
nacherfindende Unterricht beispielsweise mit 
der Aufgabe, eine Drehbewegung in eine Hin-
und Herbewegung (Scheibenwischer) an Hand 
eines Funktionsmodelles umzuwandeln; für 
die Ökonomie die Herstellung eines Produkts 
im schulischen Werkunterricht einschließlich 
Von Planung, Kostenkalkulation und arbeits-
teiliger Fertigung. Wir haben inzwischen er-
kannt, daß solche Unterrichtsvorhaben einer 

Vorbereitung des Jugendlichen auf seine spä-
tere Rolle in der Arbeitswelt im Wege stehen 
können, weil sie dazu führen, daß Jugendli-
che, die später Teilarbeiten unter fremder 
Disposition zu verrichten haben werden, die 
Rolle des Ingenieurs oder des Miniunterneh-
mers verinnerlichen. Das Gefühl der Enttäu-
schung mit den eingangs genannten Gefahren 
wird dann im Berufsleben nicht ausbleiben.
Dennoch haben Unterrichtsvorhaben dieser 
Art ihren Sinn, wenn damit das Ziel der Uber-
qualifikation im Sinne der Polyvalenz ver-
folgt wird. Mit Arbeitslehre haben sie jedoch 
solange nichts zu tun, wie sie gegenüber der 
Anwendungssituation abstrakt bleiben und 
die Brücke zu den tatsächlichen Arbeitsbedin-
gungen im bestehenden ‘Produktionsprozeß 
nicht geschlagen wird.

Hier gilt es dann vor allem, der Ideologie der 
technisch-ökonomischen Sachgesetzlichkeit 
entgegenzutreten und zu verdeutlichen, daß 
das einzelne Unternehmen bei der Organisa-
tion des Produktionsprozesses durchaus über 
Lösungsalternativen verfügt. Man kann z. B. 
die Tätigkeit des Maschineneinrichtens, -be-
dienens und -wartens einem Arbeiter anver-
trauen und ihm damit einen umfassenden 
Verantwortungsbereich zubilligen; man kann 
diesen Arbeitsbereich aber auch in Teilarbei-
ten aufgliedern und einzelne Arbeiter auf die-
se Teilarbeiten hin spezialisieren. Man kann 
solche Spezialisierungen zugleich mit einer 
Hierarchisierung verbinden und diese wieder-
um mit raffinierten Lohnanreizsystemen, die 
innerhalb gleicher Gruppen von Arbeitern die 
Konkurrenz untereinander verschärfen und 
die Solidarisierung erschweren. Man weiß 
heute, daß selbst die Fließbandarbeit und an-
dere Formen repetitiver Teilarbeit nicht das 
zwangsläufige Ergebnis technologischer Sach-
gesetzlichkeiten sind, sondern daß Alternati-
ven mit dem Ziel der Humanisierung der Ar-
beit und der Entschärfung von Entfremdungs-
prozessen denkbar sind.

Probleme dieser Art müssen im Arbeitsleh-
reunterricht behandelt, Initiativen zur Verän-
derung im Sinne einer Humanisierung der Ar-
beitswelt ermutigt werden. Dazu bieten sich 
u. a. als Themen an:
— Formen der Arbeit (Fließbandarbeit, Ak-
kordarbeit, Schichtarbeit, Mitarbeit der Frau 
usw.) und ihre Auswirkung auf die wirt-
schaftliche und private Situation der Arbei-
terfamilie;



— Tarifkonflikt, Tarifvertrag, Arbeitsver-
trag;

— die Rolle der Gewerkschaften in Wirt-
schaft und Gesellschaft;

— Mitbestimmung im Betrieb und überbe-
triebliche Mitbestimmung;

— das Arbeitsrecht als Sonderrecht zum 
Schutz des Arbeitnehmers und die Praxis der 
Rechtsprechung;

— Wirtschaftsunternehmen: Klein- und Groß-
betrieb, Aktiengesellschaft und Aktienrecht, 
Konzerne und Kartelle usw.;

— private Investitionspolitik und Möglichkei-
ten staatlicher Lenkung.

Das ist thematisch nichts Neues. Wichtig ist 
jedoch, daß diese Themen nicht fachsystema-
tisch abgehandelt werden. Sie sind Themen 
eines Stoffplanes für Arbeitslehre, nicht The-
men des Unterrichts. Themen des Unterrichts 
sind, wie eingangs begründet, politisch zu 
formulieren und als Fallstudie oder Projekt 
zu gestalten. Konkret: Unterrichtsthema ist 
nicht „das Arbeitsrecht“ oder „das Aktien-
recht“, sondern z. B. „eine Betriebsstillegung" 
oder „der Streik der Metallarbeiter in ...“. In 
diesem politischen Zusammenhang kommen 
dann Probleme der oben genannten Themen-
bereiche nicht abstrakt, sondern unter dem 
Aspekt ihrer Bedeutung für den Lohnabhängi-
gen in den Blick, z. B.:

Aktienrecht: Die Rangfolge der Abfindung 
der Gläubiger bei einem Liquidationsverfah-
ren: Zuerst kommen die Großkreditgeber 
(z. B. Banken), da die „Sicherheiten" (Rechte 
an Grundstücken, Maschinen, Rohstoffen und 
Produkten) absoluten Vorrang genießen. 
Dann folgen Lohnforderungen und Handwer-
ker- und Lieferantenforderungen, die zum 
Zwecke der Absicherung des Vergleichsver-
fahrens, also im Interesse der betriebsfremden 
Gläubiger, noch Leistungen erbringen. Erst 
dann folgen rückständige Lohnforderungen 
und Rechnungen von Handwerkern und Liefe-
ranten, aber dafür bleibt im Krisenfall meist 
nichts mehr übrig.

Die Rolie des Staates: Möglichkeiten des Ein-
greifens hat er zumeist erst im Falle des vor 
der Tür stehenden Konkurses; und auch dann 
nur in der Form der Sozialisierung der Verlu-
ste (z. B. das Konkursausfallgeld als Lohn-
ersatz).
Mitbestimmung: Hier muß zunächst das be-
reits Errungene dargestellt werden. Der Be-
triebsrat hat bei der Gestaltung von Arbeits-
verfahren, Arbeitsabläufen und Arbeitsplät-
zen ein Beratungsrecht. Die Mitbestimmung 
endet heute noch da, wo es um den entschei-
denden Bereich unternehmerischer Freiheiten 
geht. In unserem Falle der Betriebsstillegung 
gibt es nur eine Informationspflicht, keine 
Mitbestimmung. In diesem Zusammenhang 
wäre die DGB-Forderung nach gesamtgesell-
schaftlicher Mitbestimmung in Form von 
Wirtschafts- und Sozialräten anzusprechen.
Arbeitsrecht: Es ist nahezu selbstverständlich, 
daß hier nur ein Konflikt als Ausgangspunkt 
des Unterrichts in Betracht kommt. Hier soll-
te an Hand konkreter Fälle dargestellt wer-
den, wie in zähem Kampf Fortschritte mit 
dem Ziel der Einführung und des Ausbaues 
eines Arbeitsrechts als Sonderrecht für den 
eines besonderen Schutzes bedürftigen Ar-
beitnehmer erreicht worden sind; wie sich 
das Arbeitsrecht allmählich vom Individual-
zum kollektiven Recht gewandelt hat, daß da-
mit der Charakter des Sonderrechts in Rechts-
wissenschaft und Rechtsprechung insofern 
wieder in Frage gestellt wird, als von gleich 
starken Parteien, von der Waffengleichheit 
der Sozialkontrahenten ausgegangen wird.
Das Ausgehen von konkreten Konfliktsitua-
tionen hat also nichts mit einer Vorbereitung 
zum Kampf gegen die Gesellschaftsordnung 
zu tun, sondern die Würdigung des Erreichten 
stellt immer den Ausgangspunkt für Überle-
gungen über die Weiterentwicklung im Sinne 
des grundgesetzlichen Auftrages zur Verwirk-
lichung der sozialstaatlichen Ordnung dar. 
Die Erörterung der ungelösten Probleme un-
serer Gesellschaft mit der Generation, die die-
se Probleme einmal zu lösen haben wird, ist 
eine für die Gewerkschaften unverzichtbare 
Aufgabe des Arbeitslehreunterrichtes aller 
Schulen.



Anne Beelitz

Anmerkungen zur Arbeitslehre

Das fast unlösbare Problem der Arbeitslehre 
und ihrer Integration in den schulischen Un-
terricht begann mit der Erfindung dieses aus 
der Wortzusammensetzung nicht zu definie-
renden Begriffs und mit seiner vagen Funk-
tionsbeschreibung in den Empfehlungen des 
Deutschen Ausschusses zum Aufbau der 
Hauptschule im Mai 1964. Die Erfinder hatten 
die Absicht, die Hauptschule neben den ande-
ren weiterführenden Schulen attraktiv zu ma-
chen, indem sie ihr ein „didaktisches Zen-
trum", nämlich die Arbeitslehre gaben, die 
bis heute nicht zu diesem Zentrum geworden 
ist, sondern leider bereits begonnen hat, ihre 
Bedeutung in einigen Ländern und auch in 
den Planungen des Bundes wieder zu verlie-
ren. Dieser Schultyp sollte einen besonderen 
inhaltlichen Schwerpunkt erhalten, der aus der 
Überlegung einer beruflichen Zukunft für die 
Mehrheit der Hauptschulabgänger an sich sinn-
voll in der Hinführung zur modernen Arbeits-
welt gesehen wurde. Die Aussagen in der 
Hauptschulempfehlung hatten dabei noch stark 
die Anlehnung an eine volkstümliche Bildung, 
in der „Kopf, Herz und Hand" gleichermaßen 
betroffen sein sollten. Daneben standen je-
doch Forderungen nach einer Vermittlung von 
„Grundzügen der arbeitsteiligen, rational ge-
planten maschinellen Produktionsweise der 
Industrie", und hieran unter anderem entzün-
dete sich eine lebhafte und kritische Diskus-
sion.
Nicht die Bemühungen um eine Hinführung 
der Schüler an die Wirtschafts- und Arbeits-
welt — diese Bezeichnung gab Fritz Holthoff 
der Arbeitslehre in Nordrhein-Westfalen noch 
1968 — sondern der unklare Begriff, die eben-
so undeutlichen Inhaltsaussagen über Jahre 
hinaus und das Desinteresse der amtlichen 
Stellen daran, mit den Vertretern dieser Wirt-
schafts- und Arbeitswelt auch nur ein Ge-
spräch zu beginnen, riefen die zum Teil 
scharfe Kritik der Wirtschaft auf den Plan. Es 
ist jedoch schlicht unwahrhaftig, wenn heute 
aus den Reihen der GEW-Führung und der 
GEW-Forschung behauptet wird, daß die Hal-
tung der unternehmerischen Wirtschaft noch 
Jahre nach Erfindung des Begriffs in toto ab-
weisend gewesen wäre. Sie richtete sich ge-
gen eine vorgezogene Berufsbildung, wie sie 
in manchen Planungen erschien; sie wandte 
sich, gegen das Simulieren von betrieblichen 
Ernstsituationen in schulischen Rollenspielen, 

deren Rolleninhalte selbst den Lehrern nicht 
bekannt sein konnten, da Wirtschaft und Be-
trieb nie zu ihren wissenschaftlichen Ausbil-
dungsgebieten gehört hatten. Sie kritisierte 
ein weiteres, das F. Arlt während einer Fach-
tagung des Gesamtverbandes Niedersächsi-
scher Lehrer bereits 1967 auf griff, ohne daß in 
Zukunft leider darüber intensiv nachgedacht 
wurde. Er meinte „...es ist zweifelhaft, ob 
man mit den Schülern von echten, unechten, 
außengelenkten oder von innenbestimmten 
Konfliktsituationen im betrieblichen Leben 
überhaupt sprechen kann". Und sie wehrte 
sich dagegen, daß hier Lehrer plötzlich zu ei-
nem Dilettantismus des Unterrichtens ver-
pflichtet werden sollten; denn außer den heu-
te von linken Gruppen vielgeschmähten Ar-
beitskreisen Schule-Wirtschaft wurde von 
Amts wegen sehr wenig für die Pädagogen in 
diesem Bereich getan. Einige Länder zeigten 
Ansätze, die sie schnell mit der Arbeit Schu-
le-Wirtschaft zusammenführten; andere rüh-
ren sich bis heute kaum.

Die Wirtschaft wünschte gedankliche Vorar-
beiten vor einer Realisierung — fast eine 
Selbstverständlichkeit bei der Entwicklung 
neuer Fachgebiete im Bereich der Pädagogik. 
Doch was geschah? Es kam zwar zu einigen 
sinnvollen Modellen konkreter Begegnung der 
Schüler mit der Arbeitswelt in Erkundungen 
und Praktika; aber der Streit darum, ob Ar-
beitslehre als Fach oder als Fach plus Prinzip, 
das heißt als fächerübergreifender Themenbe-
reich anzusehen sei, geriet fast in den Rang 
einer weltanschaulichen Auseinandersetzung. 
Die Vertreter des „Faches" erwarteten durch 
Aüs- und Fortbildung eine Art von Überleh-
rer, der sowohl Meister des praktischen Tuns 
als auch Vermittler wirtschaftlichen und so-
zialen Grundwissens und darüber hinaus Ge-
sprächspartner und Helfer in der Zusam-
menschau komplizierter volkswirtschaftlicher, 
sozialpolitischer und gesellschaftspolitischer 
Strukturen und Zusammenhänge sein konnte; 
oder aber sie sahen bereits damals die Mög-
lichkeit der auch heute noch so mühsam zu 
erreichenden Form eines team-teaching von 
Lehrern verschiedener Fachrichtung in die-
sem einen Fach und an dem jeweils abge-
stimmten Projekt.

Am 3. Juli 1969 kam es zu einer zweiten amt-
lichen Verlautbarung, diesmal von der Stän-



digen Konferenz der Kultusminister. Darin 
wird unter anderem gefordert, daß sowohl die 
allgemeine Orientierung zum Arbeitsverhal-
ten wie die Einführung zur Berufswahl »auf 
der Grundlage praktischen Tuns und themati-
scher Durchdringung zu erschließen* seien. 
Als Maßnahmen werden naturwissenschaft-
lich-technologisches Werken, Betriebserkun-
dungen und -praktika angeboten. Im Gegensatz 
zu den Äußerungen des Deutschen Ausschus-
ses wird hier Arbeitslehre mit Berufswahlbe-
fähigung (hieße es nicht besser Berufsfeld-
wahl?) verbunden.
Die Veröffentlichung der Kultusministerkon-
ferenz nach fünfjähriger Diskussion zeigte, 
daß die Fragen der ersten Stunde trotz vieler 
Überlegungen, Diskussionen, Ausschußarbei
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-
ten unbeantwortet geblieben waren, das 
heißt, daß man einer Didaktik der Arbeitsleh-
re keinen Schritt näher gekommen war. Nach 
Bestimmung dieser Empfehlungen gehören 
zur Arbeitslehre „alle weitgehend mit prakti-
scher Tätigkeit verbundenen oder auf sie be-
zogenen Unterrichtsinhalte' , die ein Vorver-
ständnis für Arbeitswelt und Beruf vermit-
teln ).
Hier setzt wiederum die Kritik — zumindest 
der Wirtschaft — an. Mit Sicherheit hat das 
praktische Tun einen Bildungswert; das ist in 
jeder betrieblichen Berufsausbildung festzu-
stellen. Für eine Verhaltensbildung generel-
ler, nicht berufsspezifischer Art ist die Arbeit 
in der Schulwerkstatt ein hervorragendes 
Mittel. Dazu erhalten die Schüler eine ele-
mentare Material- und Werkzeugkenntnis und 
-erfahrung; sie lassen den beobachtenden 
Lehrer vielleicht auch berufliche Neigungen 
und Eignung erkennen. Eine Anzahl von Fra-
gestellungen aus dem ökonomischen und so-
zialen Bereich werden sich bei diesem Tun 
ergeben. Als nicht möglich wird jedoch der 
Versuch angesehen, auf diese Weise ein aus-
reichendes soziales und ökonomisches Grund-
wissen und -Verständnis zu vermitteln. Das 
aber ist die erforderliche Grundlage, um kri-
tisch die Gesellschaft weiterentwickeln zu 
können.

1) Ständige Konferenz der Kultusminister, Emp-
fehlungen zur Hauptsdiule — Beschluß der KMK 
vom 3. 7. 1969, Anlage 1 der Pressemitteilungen 
der KMK aus Anlaß der 131. Plenarsitzung am 
3./4. 7. 1969, Bonn 8. Juli 1969; vgl. ferner Deut-
scher Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungs-
wesen, Empfehlungen zum Aufbau der Hauptschule, 
Stuttgart 1964; Kultusministerium Nordrhein-West-
falen, Richtlinien und Lehrpläne für die Haupt-
schule in NRW, Heft 32 der Schriften des Kultus-
ministeriums, Ratingen 1973; Verband Niedersäch-
sischer Lehrer (Hrsg.), Arbeitslehre — Standpunkte 
und Meinungen, Hannover 1968.

Die Wirtschaft sieht also den Schwerpunkt 
einer richtig verstandenen Arbeitslehre in 
dieser sozial-ökonomischen Information und 
Orientierung, wobei sie der gegenwärtigen 
Formel AWT (Arbeit-Wirtschaft-Technik) 
durchaus positiv gegenübersteht. Es grenzt an 
Lächerlichkeit, wenn ihren Vertretern, vor al-
lem aus dem Institut der deutschen Wirt-
schaft, von der GEW vorgeworfen wird, daß 
es ihnen in erster Linie nur um Rechtschreib-
leistungen gehe. Allerdings lehnt sie es ab, 
wenn Arbeitslehre einer politischen Bildung 
untergeordnet wird, die nur eine einzige posi-
tiv zu beurteilende Gruppe, nämlich die der 
lohnabhängigen Arbeitnehmer, kennt. Es ist 
besonders interessant, daß die GEW als einzi-
ge Gewerkschaft, der dieser Tätigkeitsbereich 
nicht eingängig, ist, hier besonders extreme 
Planungen vertritt. Der Streik im Werk XYZ 
als Rollenspiel ist nur ein Beispiel dafür, wie 
man Jugendliche zu einer total negativen Ein-
stellung für ihr zukünftiges Berufsleben her-
anführt.

Für die Wirtschaft ergibt sich die Formel: Ar-
beitslehre als Fach und als Prinzip — bei ei-
ner bestmöglichen Kooperation und optimalen 
Weiterbildung der Lehrer aui diesem Ge-
biet.

Teilweise zur Motivation der Schüler, die 
nicht ohne weiteres gegeben ist, zum Teil 
aber auch zur praktischen Untermauerung 
des Erfahrens oder als Versuchsfeld für die 
Zukunft sind konkrete Begegnungen mit der 
Arbeitswelt erforderlich. Man sollte jedoch in 
der Planung in Kultusverwaltungen und 
Schulen Klarheit darüber gewinnen, was hier 
machbar und möglich ist. Betriebspraktika 
können nicht der Berufsfindung dienen, da 
sie, in einem Berufsfeld abgeleistet, keine 
Vergleichsmöglichkeiten bieten. Sie vermit-
teln einen ersten Einblick in Atmosphäre und 
Rhythmus der Arbeit in Produktion oder 
Dienstleistung; sie geben neue Motivationen 
für die schulische Arbeit, da die Jugendlichen 
jetzt erfahren, wie die Anforderungen an sie 
bei Berufseintritt aussehen, und sie geben An-
laß zum Fragen.
Dasselbe gilt für die Durchführung von Be-
triebserkundungen, die als „Aspekt"-Erkun-
dungen, also auf bestimmte Themen ausge-
richtet, durchgeführt werden sollen. Nur in 
Partnerschaft mit der Wirtschaft können hier 
sinnvolle Aspekte herausgearbeitet werden 
und nur bei der Garantie, daß solche Veran-
staltungen in den schulischen Lehrplan inte-
griert werden, dürfte die Wirtschaft ihre Be-
triebe auch in Zukunft dafür öffnen. Erkun-



düngen können berufsorientierend (Aus- und 
Weiterbildung in verschiedenen Berufen) 
sein; sie können Vergleiche zwischen alten 
und neuen Produktionsweisen ermöglichen; 
sie können gewisse soziale Fragestellungen 
hervorrufen, aber wohl nur selten ökonomi-
sche Tatbestände aufdecken.

Auch die Projektmethode, in vielen Durchfüh-
rungsvorschlägen der Arbeitslehre, indirekt 
auch von der Kultusministerkonferenz emp-
fohlen, kann den Weg zu vielen sozialen und 
ökonomischen Themenstellungen nicht öff-
nen. Die Arbeitskreise Schule-Wirtschaft sind 
aus inzwischen gründlicher betrieblicher Fak-
ten- und Problemkenntnis ständig bemüht, 
praxisbezogene Projekte zu erarbeiten und ih-
ren Lehrerkollegen zur Verfügung zu stellen. 
Jedoch spüren die Lehrer verstärkt die Unzu-
länglichkeit des eigenen Wissens im Bereich 
sozial-ökonomischer Bildung und verlangen 
nach intensiven Weiterbildungsmöglichkei-
ten. Hier muß die Wirtschaft helfen, wobei 
ihre Vertreter harten Diskussionen nicht aus-
weichen.

Nach aller Überprüfung sind die fachlichen 
Richtziele der Arbeitslehre im Verständnis 
der GEW nicht sehr unterschiedlich zu dem, 
was die unternehmerische Seite sich vorstellt. 
Auch darin besteht ein von der Wirtschaft 
bereits 1972 geäußerter Consensus, daß im 
Gegenteil zur Meinung im Strukturplan des 
Deutschen Bildungsrates das, was hier grob 
umrissen als Aufgabe der Arbeitslehre ange-
geben wurde, mit der Umstrukturierung des 
Schulwesens innerhalb der Sekundarstufe I 
nicht zum Wahlfach degradiert werden soll, 
nach Möglichkeit auswechselbar mit einer 
zweiten Fremdsprache. Die Sekundarstufe I 
bietet die große Chance, die fälschlich der 
Hauptschule allein zugeordnete Arbeitslehre 
zu einem für alle Schüler dieser Stufe ver-
pflichtenden Themenbereich (Kernfach) zu 
machen, um allen Jugendlichen die Möglich-
keit zu kritischem Verständnis, konstruktiven 
Entscheidungen und erforderlichen Verhal-
tensweisen im sozialökonomischen Bereich zu 
geben.

Da diese Arbeitslehre Vorstufe für das sein 
soll, was in der Sekundarstufe II als „Integra-
tion von beruflicher und allgemeiner Bil-
dung" postuliert wird, sei hier die Frage ge-
stellt, ob man nicht endlich daran gehen soll-
te, aus der dahinsiechenden Arbeitslehre end-
lich ein lebensfähiges Gebilde zu entwickeln 
— und zwar auf Bundesebene.
Es ist hier also an eine Curriculum-Entwick-
lung gedacht, die ausnahmsweise für alle 
Länder Gültigkeit haben sollte, wobei nicht, 
wie auch im Bildungsrat mancherorts ge-
wünscht, nur Lehrer an der Entwicklung der 
Didaktik zu beteiligen wären. Es hat sich ge-
zeigt, daß Schule und Hochschule in diesem 
Fall nicht in der Lage sind, ein gültiges Kon-
zept zu erarbeiten. Audi bisher von privaten 
Stiftungen finanzierte Forschungsvorhaben 
scheinen dieses erhoffte Ergebnis nicht her-
vorzubringen. Man sollte m Kreisen der Bil-
dungsplanung die enge Einsicht abschütteln, 
daß allein Schulen, Lehrstühle und wissen-
schaftliche (pädagogische) Institute Bildung 
„produzieren" können. Hier wäre wirklich 
einmal der Platz, auch die Gremien intensiv 
einzuschalten, die für sehr viele junge Men-
schen die auf die Sekundarstufe I folgende 
Stufe didaktisch mitbestimmen; gemeint ist 
die Wirtschaft, die seit über einem Jahrzehnt 
immer wieder beweist, wie sehr sie sich in 
dieser Thematik engagiert, die eng verknüpft 
ist mit dem überdenken und Modernisieren 
darauf folgender beruflicher Bildungsgänge, 
gleich ob sie in den Betrieben, in den Verwal-
tungen oder wo sonst auch immer beschritten 
werden. Gemeint sind auch die Gewerkschaf-
ten, aber ähnlich wie in der alten „september-
gesellschaft" mit den anderen an einem Tisch 
sitzend und nicht, wie die GEW heute, durch 
ständige klassenkämpferische Polemik wieder 
Polemik provozierend. Interessenkonflikte 
sollten nicht auf den Schultern der Dritten — 
hier der Schüler — ausgefochten werden. 
Hier sollte vielmehr durch Vermittlung von 
Fakten, von Problemstellungen, von Alterna-
tiven für Problemlösungen der Grund gelegt 
werden, damit die heutigen Schüler als Er-
wachsene morgen ihre eigene, begründete 
Meinung finden.



Georg Groth

Arbeitslehre — Entstehungsgeschichte und 
didaktische Problemlage im Zusammenhang mit 
Berufsausbildung und politischer Bildung

Die Diskussion um das Fach Arbeitslehre, das 
die Schüler auf die Arbeits- und Wirtschafts-
welt vorbereiten soll, hat zu der Erkenntnis 
geführt, daß der Beruf ein politischer Ent-
scheidungsbereich ist und daß die Vorberei-
tung auf den Beruf auch politische Bildung zu 

sein habe. Die Entwicklung dieser Diskussion 
wird nachgezeichnet und zugleich darauf 
aufmerksam gemacht, daß der Arbeitslehre 
bei der Lernzielermittlung die gleichen Pro-
bleme wie der politischen Bildung bevorste-
hen.

I. Die ursprüngliche Zielsetzung der Arbeitslehre

Als der deutsche Ausschuß für das Erzie-
hungs- und Bildungswesen an seinen Gutach-
ten und Empfehlungen zum Aufbau der 
Hauptschule und des beruflichen Ausbil-
dungs- und Schulwesens arbeitete, wurde er 
mit zwei Phänomen konfrontiert:
Zu Beginn der sechziger Jahre hatte die Bun-
desrepublik die Nachkriegsschäden überwun-
den und sich dank der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, des wachsenden Welt-
handels, der Zahlungsfähigkeit und des Inve-
stitionsbedarfes der Agrarstaaten zu einem 
der ersten Industriestaaten entwickelt. Bis 
1961 konnten qualifizierte Facharbeiter aus 
der DDR in die Bundesrepublik kommen; 
es gab praktisch keinen Arbeitskräfteman-
gel, der zur Steigerung der Produktivi-
tät und damit zum technologischen Fort-
schritt zwang. Dadurch wurde der Nachwuchs-
mangel zunächst nicht erkannt, der durch 
die geburtenschwachen Jahrgänge der letzten 
Kriegs- und der ersten Nachkriegsjahre bei 
einer wachsenden Industrie entstehen mußte. 
Erst nach dem Mauerbau 1961 trat die ge-
fährliche Situation schlagartig ins Bewußt-
sein; die „Bildungskatastrophe" wurde zum 
öffentlichen Problem erklärt, insbesondere 
das berufliche Ausbildungs- und Schulwesen 
wurde kritisiert und eine Angleichung an die 
polytechnische Bildung in der DDR verlangt, 
wenn auch unter einem antikommunistischem 
Vorzeichen.
Die Verwissenschaftlichung der Berufsaus-
bildung — durch die veränderten Anforde-
rungen einer stärker mechanisierten Industrie, 
durch die höheren Ansprüche der Konsumen-
ten und die beginnende weltweite Verflech-
tung mit den Industriestaaten geboten — 

schien mit der traditionellen Ausbildung im 
dualen System betrieblicher und schulischer 
Ausbildung nicht mehr möglich. Durch ein 
neues Fach „Arbeitslehre" sollten die Jugend-
lichen auf die mechanisierte Produktion bes-
ser vorbereitet, durch spezifische Unterrichts-
methoden und den Umgang mit Maschinen 
und Werkzeugen zu Bildungsanstrengungen 
motiviert und durch eine längere Schulausbil-
dung besser in das wissenschaftliche Denken 
und in demokratische Verhaltensweisen ein-
geführt werden.
Gleichzeitig schienen die Absolventen des 
zweiten Bildungsweges, die auf den Instituten 
zur Erlangung der Hochschulreife und den 
Kollegs nach einer beruflichen Praxis sich auf 
das Abitur vorbereiteten, zu beweisen, daß 
der Beruf als Bildungsmacht verkannt worden 
war und es nur weniger organisatorischer 
Hilfen bedurfte, um den beruflichen Bildungs-
weg zu einem neben dem gymnasialen Bil-
dungsweg gleichberechtigten Zugang zum 
Hochschulstudium zu machen. Dies schien um 
so notwendiger, als die durch den Krieg ver-
ursachte Generationslücke auch zu einem 
Mangel an wissenschaftlichen Nachwuchs-
kräften geführt hatte und die Förderung aller 
Studierwilligen auch wirtschaftlich geboten 
war. Die Studienförderung nach dem Honne-
fer Modell war auch durch diesen Nach-
wuchsbedarf motiviert. Die Gesellschaft war 
bereit, auf den traditionellen Bildungskanon 
mit dem Schwerpunkt in den Sprachen, in der 
Mathematik und in der Geschichte zu ver-
zichten. Hochschulen und Gymnasien sahen 
sich gezwungen, ihr Bildungsverständnis zu 
erläutern und den Bildungskanon neu und 
pragmatisch zu definieren. Im Tutzinger Matu-



ritätskatalog, der auf die Untersuchung von 
Wilhelm Flitner „Hochschulreife und Gymna-
sium" zurückgeht, wurden die Anforderungen 
an den Abiturienten niedergelegt, nicht ohne 
die Hoffnung, wenigstens in Teilbereichen die 
ästhetisch-historisch-literarische Bildung des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts erhalten zu 
können.
Rückblickend kann man feststellen, daß diese 
letzte Verteidigung der allgemeinen Hoch-
schulreife aufgrund eines überkommenen Kul-
tur- und Gesellschaftsverständnisses zwar die 
Schule vor einschneidenden Veränderungen 
des Lehrkanons bewahrt hat, aber die Verän-
derung der gesellschaftlichen Vorstellungen 
nicht aufhalten konnte. Die Entwicklung der 
Ingenieur- und Höheren Fachschulen zu Fach-
hochschulen, die Einrichtung der Fachhoch-
schulreife und die mit dem Bestehen der Zwi-
schenprüfung an den Fachhochschulen ver-
bundene allgemeine Studienberechtigung hat 
neben dem Gymnasium einen breiten Zugang 
zu den Hochschulen geschaffen, der auf der 
außerakademischen Berufsausbildung be-
ruht.
Der Deutsche Ausschuß für das Erziehungs-
und Bildungswesen machte deshalb die Be-
rufsvorbereitung und -ausübung zum didakti-

schen Zentrum der Hauptschule: „Der Beruf 
ist fast immer mehr als Erwerbstätigkeit, er 
strahlt dann als die zum Bewußtsein gekom-
mene Lebensaufgabe in Familie, Gesellschaft 
und Staat aus. Aber er beruht doch auf dem 
Arbeitsleben, und die moderne Arbeitswelt ist 
so beschaffen, daß der Jugendliche einer be-
sonderen Hinführung bedarf, bevor er in sie 
eintritt. Dem dient in der Hauptschule vor al-
lem die Arbeitslehre." 1) Die Hauptschule 
sollte die Eingangsstufe des beruflichen Bil-
dungsweges sein. Insbesondere die Arbeits-
lehre sollte auf eine Arbeitssituation vorbe-
reiten, in der mehr Wissenschaft und theore-
tische Reflexion als in der bisherigen hand-
werklichen Praxis erforderlich ist, die damit 
aber auch die Chance bietet, daß die Ausbil-
dung der zukünftigen Handwerker der des In-
genieurs angenähert und .die Schule auf wis-
senschaftliches Lernen für alle verpflichtet 
wird. Der Beruf ist zugleich gesellschaftliche 
Praxis, die politisch verantwortet werden 
muß. Mit der Möglichkeit zu Wahl und 
Wechsel des Berufes hat der arbeitende 
Mensch prinzipiell auch die Verantwortung 
dafür, was in seinem Beruf geschieht und wie 
Menschlichkeit in einer Gesellschaft verstan-
den wird.

II. Die Arbeitslehre-Diskussion seit den Gutachten 
des Deutschen Ausschusses

Die dreifache Zielsetzung bot Ansatzpunkte 
für Kritik und die Ablehnung der Arbeitslehre 
als Schulfach. Die Gewerbelehrer-Verbände 
und die Arbeitgeber lehnten die Einführung 
in die Arbeitsbedingungen mit dem Argument 
ab, die Schule könne diese Aufgabe nicht lei-
sten; nur die Männer der beruflichen Praxis 
seien in der Lage, die Anforderungen der 
Wirtschaft zu 
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erkennen und die Jugendlichen 
richtig auszubilden. Auch die Einbeziehung 
von Berufsschullehrern bei der Arbeitslehre 
könne nicht eine richtige Ausbildung gewähr-
leisten, weil die enge Verbindung von Hand-
werk und Industrie mit der Hauptschule nicht 
im gleichen Maße gegeben sei wie bei der be-
ruflichen Bildung. Die herrschende Auffas-
sung war, daß es besser sei, gar nichts zu ler-
nen als etwas Falsches zu lernen ).

1) Empfehlungen und Gutachten des Deutschen Aus-
schusses für das Erziehungs- und Bildungswesen, 
Gesamtausgabe, Stuttgart 1966, S. 381.
2) Vgl. Bernhard Tollkötter, Hauptschule und beruf-
liches Bildungswesen in der Diskussion, Weinheim 

Wie eine solche Position pädagogisch zu be-
urteilen ist, mag dahingestellt bleiben; je-
mand, der ein Leben lang gelernt hat, wird si-
cherlich schneller Fehler korrigieren und da-
mit auch „Richtiges“ lernen können als je-
mand, für den Wissenserwerb eine unge-
wohnte Anstrengung ist. Hier interessiert die 
These, daß die Arbeitslehre bei einer generel-
len Berufseinführung notwendigerweise Fal-
sches vermitteln müsse. Diese These ist, ge-
messen am heutigen Stand der handwerkli-
chen Berufsausbildung, nicht zu bestreiten — 
denn es gibt keine einheitliche Fachsprache; 
weder sind die Begriffe für gleiche oder ähn-
liche Dinge in den Berufen einheitlich, noch 
die Formen der technischen Zeichnung nach 
gleichen Grundsätzen geregelt. Selbst die An-
strengungen von Normenausschüssen haben 
nur eine partielle Übereinstimmung erreichen 
können. Der „richtige" Gebrauch der Fach-
ausdrücke ist das geheime Erkennungszei-
chen, daß man zur Gruppe gehört, die gleiche 
Ausbildung hat und folglich auch teilhaben 
darf an der Beherrschung des Teiles gesell-
schaftlicher Praxis, der diesem Beruf durch 



die gesellschaftliche Arbeitsteilung zugefallen 
ist. Hinter der technologischen Argumenta-
tion der Arbeitgebervertreter und der Berufs-
schullehrer s
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teht also durchaus ein politi-
sches Motiv; die Formen der Lehrlingsausbil-
dung und die faktische Arbeitsteilung durch 
die Zuweisung zu den verschiedenen Schul-
formen sollten durch fließende Übergänge, 
gemeinsame Wissensbereiche und Kontroll-
möglichkeiten nicht in Frage gestellt wer-
den ).
Der Beruf als Bildungsbereich mußte den Ver-
tretern der allgemeinen Bildung ein Dom im 
Auge sein. Insbesondere die Gesamtschule 
war als „demokratische Leistungsschule" 4) 
angetreten, die allen 'Jugendlichen Chancen-
gleichheit auf dem Wege zur akademischen 
Berufsausbildung verschaffen wollte. Die 
Chancengleichheit ist nur meßbar und die 
Überlegenheit der Gesamtschule gegenüber 
dem traditionellen Gymnasium kontrollierbar, 
wenn die Zielsetzung, die Hochschulreife, in-
haltlich gefaßt werden kann und die schuli-
schen Ausbildungsgänge, die Curricula, dar-
auf ausgerichtet werden können. Das ist aber 
nicht mehr möglich, wenn zwei Ziele mitein-
ander konkurrieren, nämlich die traditionelle 
Hochschulreife mit dem sprachlichen und hi-
storischen Schwerpunkt und die Hochschul-
reife des berufsbezogenen Bildungsweges, die 
sich in erster Linie auf die Naturwissenschaf-
ten und die Sozialwissenschaften bezieht und 
über die Facharbeiterausbildung zu erreichen 
ist. Es bestehen also unterschiedliche Ausbil-
dungswege, die in der Gesamtschule zu einer 
Ausbildungskonzeption5) integriert werden 
müssen. Hierfür sind drei Strategien festzu-
stellen:

3) Ergebnisse der Dritten Sitzung des Gesprächs-
kreises für Fragen der beruflichen Bildung, Empfeh-
lung: Vorberufliche Bildung, in: Berufliche Bildung 
1969, Heft 3, S. 56 ff.
4) Vgl. Th. Sander, H.-G. Rolff, G. Winkler, Die 
demokratische Leistungsschule, Hannover 1971.
5) Herwig Blankertz, Berufsbildungstheorie und be-
rufliche Ausbildungskonzeptionen, in: Die Deutsche
Berufs- und Fachschule, 1967.

6) Die Entwicklung der Werkdidaktik zur tech-
nischen Bildung wird nadigezeichnet in: Beiträge 
zum Werkunterricht, Bd. 1—3, Weinheim 1968, 1970 
u. 1969; sowie Technikunterricht, Arbeitslehre, Poly-
technische Bildung, Dokumentation des Werk-
pädagogischen Kongresses IV, Stuttgart 1972.
7) Vgl. Heinz-D. Ortlieb, Vom Bildungswert sozial-
ökonomischer Ordnungsprobleme, in: Hamburger 
Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 
Tübingen 1960. Entprechend der von Ortlieb und 
Friedrich-W. Dörge entwickelten Konzeption wer-
den Unterrichtsmodelle zur Wirtschafts- und Sozial-
politik entwickelt, die in der Zeitschrift „Gegen-
wartskunde“ veröffentlicht werden. Diese Sachana-
lysen sind auch in Buchform veröffentlicht worden: 
Vgl. Wirtschaft und Sozialpolitik, Modellanalysen 
politischer Probleme, herausgegeben von Heinz-D. 
Ortlieb und Friedrich-W. Dörge, Opladen 1964, so-
wie Wirtschaftsordnung und Strukturpolitik, Bd. II 
der Modellanalysen, Opladen 1968.
8) Vgl. Hartmut von Hentig, Interdisziplinarität, 
Wissenschaftsdidaktik, Wissenschaftspropädeutik, 
in: Merkur 281 (September 1971); derselbe, Das 
Bielefelder Oberstufen-Kolleg, Stuttgart 1971.

1. Die Arbeitslehre wird zu einer allgemeinen 
Vorbereitung auf die Ingenieur- und Wirt-
schaftswissenschaften (Angleichung an die 
akademische Bildung).
2. Die Arbeitslehre wird zum Fach derjenigen 
Gruppe, die das Abitur nicht anstrebt oder 
voraussichtlich dieses Ziel nicht erreichen 
wird (Schein-Integration).
3. Die Gesamtschule wird zur Einheitsschule 
ausgebaut, die auch die Integration der Aus-
bildung auf der Sekundarstufe II, der Kolleg-
stufe, umfaßt (umfassende Reorganisation der 
Ausbildung).

Die inhaltliche Ausrichtung der Arbeitslehre 
auf die Wirtschafts- und Ingenieurwissen-
schaften wurde durch die Werkpädagogen6)  
und dia Wirtschaftswissenschaftler ) betrie-
ben. Sie sahen in der Ergänzung des gymna-
sialen Kanons durch eine Technik- und eine 
Wirtschaftlehre eine zeitgemäße Reform, die 
das Interesse der Jugend an der Technik und 
der Wirtschaft zur wissenschaftlichen Inter-
pretation weiterentwickelte. Die Wirtschafts-
lehre und das technische Werken sind an den 
akademischen Berufen orientiert; die Berufs-
vorbereitung durch die Arbeitslehre wird zur 
Propädeutik des Ingenieurs und des Wirt-
schaftswissenschaftlers in der Verwaltung 
und der Politik. Die Arbeitslehre als Wirt-
schaftslehre und Techniklehre paßt in die 
Zielsetzungen der übrigen Fächer, die, wie 
z. B. der Latein- und Mathematikunterricht, 
ihre curriculare Aufgabe auch von einer Be-
rufs- und Wissenschaftssituation ableiten. Sie 
ist in das Gesamtschulkonzept, wie es als Mo-
dell von der Laborschule und dem Oberstu-
fenkolleg von Hentigs in Bielefeld verwirk-
licht wurde, eingepaßt, weil mit der Wissen-
schaftspropädeutik gleichzeitig eine gestufte 
Berufswahl für die akademischen Berufe ver-
wirklicht wird 8).
Die zweite Strategie bereinigt den Zielkon-
flikt durch die Organisation zweier voneinan-
der getrennter Curricula. Die Schüler ent-
scheiden in den ersten Klassen der Gesamt-
schule, ob sie statt der zweiten Fremdsprache 
(Französisch oder Latein) Arbeitslehre neh-
men. Diese Wahl ist insofern nicht ganz be-
liebig, weil nach Mißerfolgen im Deutschen 
und im Englischunterricht der Rat gegeben 
wird, es zunächst mit der Arbeitslehre zu ver-
suchen und zu einem späteren Zeitpunkt die 



für das Abitur nach den Hamburger Rahmen-
vereinbarungen 9) notwendige zweite Fremd-
sprache hinzuzuwählen. Man kann daher von 
einer faktischen Teilung der Schüler in einen 
Gymnasialkurs und einen Realschüler- und 
Hauptschülerkurs sprechen. Die Arbeitslehre 
ist unter diesen Bedingungen in der Regel 
Vorbereitung auf ein Ausbildungsverhältnis 
im dualen System.
Die Zusammenfassung der Sekundarstufe I zur 
Gesamtschule und der Sekundarstufe II zur 
Kollegstufe 10 ) bewirkt langfristig die Ablö-
sung der heutigen allgemeinen Reifeprüfung 
durch eine Studienberechtigung, die in Teilen 
erworben werden kann und konsequenterwei-
se für die einzelnen Studiengänge unter-
schiedlich sein könnte. Damit wäre einerseits 
eine rationale Zuteilung der Studienplätze 
möglich, weil die fach- und leistungsspezifi-
sche Zuweisung erreichbar wäre, auch wäre 
eine Untergliederung der Studenten an Ge-
samthochschulen in solche, die die Fachhoch-
schulreife haben und solche, die die allgemei-
ne Studienbefähigung nachweisen können, 
nicht mehr nötig, weil gewissermaßen alle 
Studenten eine Fachhochschulreife haben.
Arbeitslehre müßte in einem solchen System 
die Berufswegplanung erleichtern, die mit der 
wachsenden Zahl der Wahlmöglichkeiten, 
der Wahl des Ausbildungsweges, des Ein-
stiegsberufes und des richtigen Weiterbil-
dungsangebots, immer schwieriger wird. In 
einem Gesamtschulsystem, das auf einer inte-
grierten Sekundarstufe I eine integrierte Kol-
legstufe und auf dieser eine integrierte und 
für eine Vielzahl von unterschiedlichen Be-
rechtigungen offene Gesamthochschule auf-
baut, hätte die Arbeitslehre die Funktion ei-
nes Berufswahlunterrichts und der Weiterbil-
dungsberatung Erwachsener zu überneh-
men.
Welche Strategie bevorzugt wird, wird nach 
den gesellschaftspolitischen Prämissen ent-
schieden. Jede
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nfalls ist der Vorwurf, die Ar-
beitslehre verhindere die Gesamtschule und 
müsse als hauptschulspezifisches Fach auf die 
Sonderschulen und Hauptschulen beschränkt 
werde n), von den Zielsetzungen der Ge-
9) Vgl. Neufassung des Abkommens zwischen den 
Ländern der Bundesrepublik zur Vereinheitlichung 
auf dem Gebiet des Schulwesens (vom 28. 10. 1964), 
§ 14, Abs. 1 und 2. Vgl. Handbuch für die Kultus-
ministerkonferenz 1969—1970, Bonn 1969.

10) Vgl. Strukturförderung im Bildungswesen des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Heft 17: Kollegstufe 
NW, Ratingen 1972, Deutscher Bildungsrat, Empfeh-
lungen der Bildungskommission, Zur Neuordnung 
der Sekundarstufe II, Stuttgart 1974.
11) Deutscher Bildungsrat, Empfehlungen der Bil-
dungskommission, Einrichtung von Schulversuchen 
tut Gesamtschulen, Bonn 1969, S. 59 f. 

samtschule her nicht durchdacht, denn diese 
versteht sich doch als demokratische Schule, 
die Schüler aller Schichten und aller Bega-
bungen, somit auch Haupt- und Sonderschüler, 
integrieren will. Vielmehr sind die Politiker 
zu kritisieren, die mit halbherzigen Lösungen 
und mit der Ausrede der „rollenden Curricu-
lumreform" politisch eindeutige Prioritäten 
zu setzen versäumen, nach denen sich die Ar-
beitslehre richten könnte.
Freilich erhielten die Berufspädagogen, die 
Arbeitgeber und die Gesamtschulvertreter in 
ihrer Argumentation, daß die Arbeitslehre ein 
hauptschulspezifisches Fach sei, von einer 
Seite Unterstützung, von der sie es am wenig-
stens erwarteten: Die marxistisch orientierten 
Sozialwissenschaftler sprach

12

en sich auch ge-
gen die Arbeitslehre aus, weil sie „ein erneu-
ter Versuch der ideologischen Integration der 
Arbeitskraft“ ) sei. Damft wird die politi-
sche Dimension einer Berufsvorbereitung an-
gesprochen, die auch im Berufsbegriff des 
Deutschen Ausschusses angelegt ist und das 
Verhältnis von Arbeitslehre und politischer 
Bildung berührt. Die marxistischen Pädago-
gen sehen dagegen in der Arbeitslehre die 
Chance, eine Ausbildung im Interesse der 
Lohnabhängigen durchzusetzen, das Klassen-
bewußtsein der Arbeiterschaft neu zu wecken 
und sie durch eine historisch-materialistische 
Arbeitslehre zu einem bewußteren Verhalten 
in den sich nach Meinung der Marxisten ent-
wickelnden Klassenkämpfen zu erziehen 13 ). 
Kristallisationspunkt dieser Arbeitslehre, wie 
sie zwar noch nicht in fachdidaktischen Ent-
würfen realisiert, aber schon als Studiengang 
Arbeitslehre/Politik an der Universität Bre-
men angeboten wird, ist die Geschichte der 
Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert unter 
besonderer Berücksichtigung der Entwicklung 
der Produktivkräfte und der marxistischen 
Wirtschaftstheorie.
Auch hier gibt es verschiedene Variationen, 
je nachdem ob in der Geschichte der Markt-
und Wirtschaftsformen, in der Geschichte 
der Technik oder in der Entwicklung der Ar-
beiterbewegung der Mittelpunkt der Arbeits-
lehre/Polytechnik gesehen wird14), aber die 

12) Sabine Gensior, Arbeitslehre — ein erneuter 
Versuch der ideologischen Integration der Arbeits-
kraft, Berlin-West (rossa-Verlag) 1970.
13) Wolfgang Christian, Franz Heinisch, Arbeits-
lehre als politische Bildung, in: Wolfgang Christian 
u. a. (Hrsg.), Polytechnik in der Bundesrepublik 
Deutschland?, Frankfurt 1972.
14) Dieter Mützelburg, Planung eines Studiengangs 
„Ärbeitslehre und Politik" für den „berufsvorberei-
tenden Unterricht", in: Elin-B. Berndt u. a. (Hrsg.), 
Erziehung der Erzieher: das Bremer Reformmodell, 
Reinbek 1972.



historische Analyse und die problemge-
schichtliche Analyse der jüngsten Vergan-
genheit, etwa der September-Streiks von 1969 
auf dem Hintergrund der Arbeitskämpfe frü-
herer Epochen, stehen im Mittelpunkt.
Die marxistische Arbeitslehre-Position hat 
sich im wesentlichen an der Kritik der Berli-
ner Versuche zur Arbeitslehre entwi
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ckelt, 
wie sie derzeit auf der „Arbeitsgrundlage 
Fach Arbeitslehre" ) in den Berliner Haupt-
schulen und einigen Gesamtschulen laufen. 
Diese Arbeitslehre-Konzeption hat auch ihren 
Schwerpunkt im politisch-gesellschaftlichen 
Bereich; sie setzt aber im Gegensatz zur mar-
xistischen Position voraus, daß dieser Staat, 
die Bundesrepublik, kein historisches Zufalls-
produkt ist, sondern in dieser Form auch von 
der überwiegenden Mehrheit der arbeitenden 
Bevölkerung gewollt ist. Daher sind alle 
Schüler auf die Bedingun
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gen einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung vorzubereiten, in der 
sie als abhängig Beschäftigte ihre Arbeits-
kraft verantwortlich und entsprechend den 
von ihnen mitverursachten und mitzutragen-
den gesellschaftlichen Bedingungen „ver-
markten" müssen und als Konsumenten durch 
ihre Kaufentscheidung die Produktionsbedin-
gungen und das Warenangebot beeinflussen 
können. Die Produzentenrolle in der Unter-
nehmung und die Konsumentenrolle im priva-
ten Haushalt ist jedoch nicht allein mit wirt-
schaftswissenschaftlichen Kategorien erfaß-
bar, wenn wir nicht in die Unverbindlichkeit 
wirtschaftswissenschaftlicher Modellschreine-
rei abgleiten wollen ).
Die Erklärung der wirtschaftlichen Bedingun-
gen ist auch durch das gesellschaftspolitische 
Ziel bestimmt, die Mitbestimmung der abhän-
gig Beschäftigten in den Unternehmen zu ver-
bessern. Tarifverträge und Pläne aller Partei-
en sehen eine Beteiligung der Arbeitnehmer 
in den Unternehmensleitungen über Mitbe-
stimmung und Vermögensbildung vor. Um so 
mehr bedarf der einzelne Arbeitnehmer der 
Information über die Organisation der Unter-

nehmung, die Formen der Interessenvertre-
tung, die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
und die volkswirtschaftliche Verflechtung der 
Unternehmen im EG-Raum und in der Welt-
wirtschaft.
Nach der Berliner Konzeption der Arbeitsleh-
re soll durch ein selbständiges Schulfach mit 
einem erheblichen Stundenvolumen auf den 
Beruf als praktisch-politisches Handlungsfeld 
vorbereitet werden. Der Lehrer soll zur selb-
ständigen Planung und zur Verantwortung 
der eigenen Entscheidungen dadurch erzie-
hen, daß er sich selbst nur als Berater und In-
formant der planenden Schüler versteht. Die 
Unterrichtsinhalte sind durch Informationen 
zur Unternehmensorganisation und zur Haus-
haltsplanung bestimmt; die Projektmethode 
und der Stufengang (Eigenproduktion, Pro-
duktion für einen bekannten Auftraggeber, 
Produktion unter den Bedingungen des ano-
nymen Marktes) sollen in die Verfahren kol-
lektiver Zusammenarbeit und in die gesell-
schaftlichen Bedingungen einführen; Betriebs-
erkundungen, Markterkundungen, Betriebs-
praktika und praktische Werkstattarbeit 
sollen den Unterricht immer mehr aus den 
Schulräumen in die gesellschaftliche Situa-
tion verlagern, die der Jugendliche nach dem 
Verlassen der Schule vorfindet.
Die kurze Entwicklungsgeschichte der Ar-
beitslehre konnte nur die Diskussionfronten 
zeigen, aber nicht den Verlauf der Argumen-
tation. Da die Beteiligten aus der Diskussion 
lernen und um der Abgrenzung willen häufig 
ihre Position unterschiedlich darstellen, ist 
eine Zuordnung einzelner Wissenschaftler 
oder einzelner Arbeitsgruppen zu einer Posi-
tion schwierig. Trotzdem soll sie versucht 
werden, um einerseits zu zeigen, inwiefern 
der Ansatz des Deutschen Ausschusses für 
das Erziehungs- und Bildungswesen aufge-
nommen und entwickelt worden ist, zum an-
deren um zu verdeutlichen, wo die Bemühun-
gen um eine bildungspolitische Vereinheitli-
chung der Arbeitslehre einzusetzen haben,

15) Ulrich — J. Kledzik, Arbeitslehre als Fach, Han-
nover 1972.
16) Deshalb erscheint mir die politische Prämisse 
noch nicht genügend diskutiert, die Giesecke zur 
Annahme von unterschiedlichen Sozialhorizonten 
führt. Geht man von der Annahme aus, daß alle 
gesellschaftlichen Planungsprozesse durch fachlich 
Vorgebildete, d. h. vollberuflich Tätige vorbereitet 
und gelenkt werden, reduzieren sich die unter-
schiedlichen Sozialhorizonte auf den des Fachmanns 
und den des kontrollierenden Laien. Eine andere 
Frage ist, ob die didaktische Umsetzung Kerschen-
steiners beide Aufgabenstellungen trifft. Diese 
Frage zu prüfen, hat Giesecke unterlassen. Zumin-
dest scheint mir der Ansatz Kerschensteiners für 
seine Zeit berechtigt, die soziale und politische 

Kontrolle des Laien beim Gemeinschaftsleben der 
Gemeinde einsetzen zu lassen. Vgl. Hermann Gie-
secke, Entwurf einer Didaktik der Berufsfähigkeit, 
in: Pädagogische Rundschau, 1966, S. 365; Georg 
Kerschensteiner, Begriff der Arbeitsschule, 16. Auf-
lage, Stuttgart 1957, S. 31 (Feuer im Dorf); S. 100 
(soziales Verhalten als Unterrichtsziel, das nur über 
spezielle Unterrichtsverfahren zu erreichen ist). Auf 
jeden Fall bleibt das Problem zu diskutieren, daß 
Themen (Stoffe, Inhalte) kognitive Lernziele an-
streben und Verfahren (Unterrichtsmethoden) affek-
tive Lernziele zum Ziel haben. Auf diese Weise ist 
z. B. die kritische Diskussion möglich, die alle Fak-
ten über einen Sachverhalt, z. B. eine berufliche 
Aufgabe, vermittelt und trotzdem eine gesell-
schaftspolitische Distanz zuläßt.



Eine Vereinheitlichung ist notwendig, weil 
die bisherige Diskussion die Kultusbehörden 
verunsichert und damit die allgemeine Ein-
führung der Arbeitslehre, die Ausbildung der 
Arbeitslehre-Lehrer und die fachgerechte 
Ausstattung der Schulen behindert hat.
Das folgende Schema geht von den Vorstel-
lungen des Deutschen Ausschusses aus, den 
Berufsbezug der Arbeitslehre durch berufliche 
Praxis in der Schule, durch die Vorbereitung 
auf eine Industriegesellschaft, d. h. eine durch 
Wissenschaften bestimmte Arbeitswelt, und 
auf eine gesellschaftliche und kulturelle Teil-
habe über den Beruf herzustellen. In der er-
sten Spalte werden die Positionen und Auto-
ren bzw. Herausgeber genannt, deren Veröf-
fentlichungen nach meiner Meinung den 

Standpunkt besonders prägnant erfassen. Da-
mit ist nichts über die übrigen Veröffentli-
chungen gesagt, die zwischen den verschiede-
nen Schwerpunkten vermitteln wollen. Sie 
si
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nd für den zukünftigen Verlauf der Diskus-
sion wahrscheinlich wichtiger, weil sie Wege 
zu einer Vereinbarung zeigen. Durch das 
Schema soll die Spannweite der Positionen 
verdeutlicht und die Diskussion darüber er-
öffnet werden, welche Aufgaben die Arbeits-
lehre und welche andere Fächer bzw. Fächer-
kombinationen zu erfüllen haben ).

17) Günter Wiemann:
Vgl. Heinrich Abel, Berufserziehung und beruflicher 
Bildungsweg, Braunschweig 1968; Günter Wiemann, 
Die Arbeitslehre in der Hauptschule, in: Arbeits-
lehre — Standpunkt und Meinungen, herausgege-



III. Der Zusammenhang zwischen Arbeitslehre und politischer Bildung

Aus dem Schema soll die letzte Spalte, die 
die politische Beteiligung über die berufliche 
Praxis andeutet, in den folgenden Ausführun-
gen näher untersucht werden. Dafür gibt es 
folgende Gründe:
— Die Überschneidungen mit den Fächern 
der politischen Bildung sind zu diskutieren. 
Häufig werden in den Lehrplänen und in der 
Unterrichtspraxis die gleichen Lernziele und 
Unterrichtsinhalte in der Arbeitslehre, dem 
Deutschunterricht und der politischen Bildung 
angestrebt.
— In der Arbeitslehre, insbesondere im 
Schulfach Wirtschaftslehre, scheint sich ein 
Zielkonflikt anzubahnen, der in der politi-
schen Bildung in gleicher Weise vorhanden 
ist, aber kaum diskutiert wird.
— Der Zusammenhang zwischen einer Ein-
führung in die Arbeitswelt und einer Einfüh-
rung in die politische Praxis als Bürger und 
Wähler dieses Staates ist noch nicht ge-
klärt.

In der politischen Bildung sind zwei Ansätze 
im Zusammenhang mit der Berufsausbildung 
entwickelt worden: der Geschichtsunterricht 
und die Staatsbürgerkunde. Zu ihrer Zeit wa-

ben vom Gesamtverband Niedersächsischer Lehrer, 
Hannover 1967; vgl. auch die Aufsätze des gleichen 
Verfassers in der Berufspädagogischen Zeitschrift 
1963 und in Westermanns pädagogische Beiträge 
1966.
Mehrgardt:
Otto Mehrgardt, Zur Klärung des Fachgebietes 
Werken, in: Beiträge zum Werkunterricht, Bd. 1: 
Ansätze zur Werkdidaktik seit 1945, a. a. O., S. 41 ff. 
und Literaturhinweise S. 225 f.; derselbe, Zur Klä-
rung des Fachgebietes Werken, in: Kunst und 
Jugend, 1961, S. 253; Martha Engelbert, Stoff und 
Form, Berlin 1954.
Wessels, Sellin, Stührmann:
Werkunterricht als technische Bildung, Beiträge zum 
Werkunterricht, Bd. 3, a. a. O.; Hartmut Sellin, Der 
Hubkolbenmotor, in: Beiträge zum Werkunterricht, 
Bd. 2: Beiträge zur Didaktik der technischen Bil-
dung, a. a. O.; Heinz-J. Stührmann, Arbeitslehre-
Inhalte unter technisch-technologischem Aspekt, in: 
schule-arbeitsweit, Sonderheft 1/72: Inhaltsprobleme 
des Arbeitslehre-Unterrichts, Bad Harzburg 1972; 
Fritz Wilkening, Technische Bildung im Werkunter-
richt, Weinheim o. J.; Bodo Wessels, Die Werk-
erziehung, Bad Heilbrunn 1966.

Lehrplan NRW von 1968:
Kurt Walter, Der Wirtschaftskreislauf, Lehrerhand-
buch, Bochum o. J.
Wirtschaftslehre, in: Die Schule in Nordrhein-West-
falen, Heft 30, Teil g: Arbeitslehre, Wuppertal, Ra-
tingen u. a. 1968. 

ren sie also Arbeitslehre-Programme, wie 
noch in einem Abriß der Geschichte des Ge-
schichtsunterrichts und der Geschichte der 
Staatsbürgerkunde zu zeigen sein wird. Wenn 
jetzt Arbeitslehre als neues Schulfach gefor-
dert wird, wird einerseits damit behauptet, 
daß sich die Zielsetzung dieser alten berufs-
vorbereitenden und berufsbegleitenden Fä-
cher verändert hat und ein neues Fach bzw. 
eine neue Fächerkombination notwendig ge-
worden ist, andererseits wird eine Trennung 
von Arbeitswelt und sonstiger politischer 
Praxis für sinnvoll erklärt. Beides ist nur zu 
überprüfen, wenn man sowohl die Arbeitsleh-
re-Diskussion als auch die Debatte über die 
politische Bildung verfolgt. Hierbei zeigt sich 
eine didaktische Schwierigkeit: Man kann 
nicht Inhalte mit Unterrichtsverfahren, erzie-
herische Absichten mit den Problemen des 
Medieneinsatzes vergleichen.

Die folgenden Ausführungen werden sich auf 
die Strukturmomente der lerntheoretischen 
Didaktik 18 ): Intentionalität, Thematik, Me-
thodik und Medienwahl beziehen und diesen 
die Unterrichtsaufgaben des Lehrers zuord-
nen: Der Lehrer ist Erzieher, Fachmann, Orga-
nisator des Unterrichts und Repräsentant der 
Erwachsenengeneration. Als Erzieher hat er 
sich nach den Intentionen zu richten, die die 
pädagogische Wissenschaft für die heutige 
geschichtliche Situation ermittelt. Als Fach-

Hauswirtschaftslehre:
Ilse Kluger, Hauswirtschaftsunterricht in der Haupt-
schule, Wuppertal 1970; Brigitte Busse, Der private 
Haushalt — Eine Wirtschafts- und Betriebslehre, 
Hamburg 1972.

Arbeitlehre als Fach:
Herwig Blankertz, Arbeitslehre in der Hauptschule, 
Essen 19693; Ulrich-J. Kledzik, Arbeitslehre als 
Fach, Hannover 1972.
Arbeitslehre als Arbeitswissenschaft:
Manfred Schweres, Didaktik der Arbeitswissen-
schaft, in: Grundlagen der Wirtschaftsdidaktik, her-
ausgegeben von Franz Decker, Ravensburg 1974. 
Zeitschrift: Schul- und Unterrichtsorganisation, 
Schroedel, ab 1974.

Marxistische Arbeitslehre:
Wolfgang Christian u. a., Polytechnik in der Bun-
desrepublik Deutschland?, a. a. O.; Handbuch zum 
Unterricht: Hauptschule, herausgegeben von Wer-
ner Raith, Starnberg 1973, S. 98 ff.; Elin-Birgit 
Berndt u. a., Erziehung der Erzieher: das Bremer 
Reformmodell, a. a. O.
18) Wolfgang Schulz, Unterricht — Analyse und 
Planung, in: Paul Heimann, Gunter Otto, Wolfgang 
Schulz, Unterricht, Analyse und Planung, Hannover 
1965, S. 23.



mann soll er sachverständig Wissen ver-
mitteln: Kenntnisse und Fertigkeiten, die eine 
mündige Selbstbehauptung des Schülers er-
möglichen. Als Organisator des Unterrichts 
soll er die Unterrichtsziele durch die Unter-
richtsmethode so zu vermitteln suchen, daß 
sie für alle Schüler erreichbar sind, d. h. nach 
deren Entwicklungsstand aufgegliedert, ge-
stuft und in den Unterrichtsverfahren so an-
gelegt, daß die Schüler ihre Fähigkeiten ent-
falten und die jeweilige Aufgabe erfüllen 
können. Als Erwachsener und Lehrer ist der 
Lehrer aber auch ein Unterrichtsmedium, das 
den Lernprozeß befördern oder behindern 
kann und durch seine Person die Lernziele 
unbeabsichtigt beeinflußt.

Die Aufgliederung des Deutschen Ausschus-
ses läßt sich den Entscheidungsebenen des 
Unterrichts folgendermaßen zuordnen: Die 
Motivation durch den Praxisbezug ist in erster 
Linie eine Sache der Medienwahl, erst in 
zweiter Linie eine der Unterrichtsorganisa-
tion; die Vorbereitung auf die wissenschaftli-
che Arbeitswelt ist in erster Linie eine Sache 
der Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie 
durch Unterrichtsthematik beschrieben wer-
den; die Vorbereitung der Jugend auf die kul-
turelle und gesellschaftliche Teilhabe ist in er-
ster Linie eine Sache der Unterrichtsmethode, 
insbesondere der Verfahren des Informatio-
nensammelns und Auswertens und der sozia-
len Erziehung durch die Zusammenarbeit in 
der Klasse. Je nach den Schwerpunkten eines 
Faches können wir das Vorherrschen eines 
Strukturmomentes feststellen. Die politische 
Bildung hat zweifellos den Schwerpunkt in 
der Unterrichtsmethode, weil sie Ubungsfeld 
für zukünftiges gesellschaftliches Verhalten 
ist.

Geschichte als berufsvorbereitender Unterricht

Für die Einführung des Geschichtsunterrichts 
als politischer Bildung war entscheidend, daß 
die Geschichte ein ideales Medium darstellt, 
das die Intentionen der Erziehung durch den 
Berichterstatter, den Lehrer, voll zur Geltung 
bringen kann. Die Geschichte zeigt, wie die 
gesellschaftliche Wirklichkeit durch das Wir-
ken des Menschen verändert wird. Sie zeigt 
es sogar noch besser, als eine sozialwissen-
schaftliche Analyse der aktuellen Situation es 
könnte; denn nur in der Geschichte lassen 
sich politische Entscheidungen bis zu ihren 
historischen Folgen aufzeigen und feststellen. 
Geschichte ist das Medium, in dem der Schü-
ler Ursache und Wirkung sozialen Verhaltens 
erkennen und auf seine Situation beziehen 
ann. Das Medium Geschichte hat gegenüber 

der aktuellen gesellschaftlichen Praxis weiter 
den Vorteil, unter didaktischem Gesichts-
punkt reduzierbar zu sein. Die aktuelle Situa-
tion ist so komplex, und der Jugendliche ist 
so befangen in seinem Urteil, daß ein Isolie-
ren wesentlicher Gesichtspunkte kaum mög-
lich ist. Die geschichtliche Situation ermög-
licht die Distanzierung, das Weglassen un-
wichtiger Begleitumstände und die verdichte-
te Darstellung gesellschaftlicher Verhältnisse. 
Was sich in der Wirklichkeit über Jahrzehnte 
entwickelt, läßt sich in der geschichtlichen 
Darstellung auf wenige Stunden zusammen-
drängen. Der Lehrer hat mit der Geschichte 
geradezu ein ideales Medium: sie beschreibt 
gesellschaftliche Wirklichkeit in ihrer Kom-
plexität, so daß der Schüler sich betroffen 
fühlen und engagieren kann; sie kann redu-
ziert, zu modelltheoretischen Überlegungen 
erweitert, in Zeitraffer oder Zeitlupe darge-
stellt werden.
Geschichte ist damit auch ein ideales Instru-
ment gesellschaftspolitischer Manipulation. 
Nur der Historiker kann nachprüfen, ob eine 
Darstellung vertretbar ist; der Schüler kann 
es im Regelfall nicht; er hat nur seine schma-
le geschichtliche und gesellschaftliche Erfah-
rung, die ihm eine Begründung mehr oder we-
niger plausibel erscheinen läßt. Um so wichti-
ger ist die Auswahl der Lernziele und der Un-
terrichtsinhalte. Aus der historischen Analy-
se, also der Geschichtswissenschaft, sind kei-
ne Kriterien für den Unterricht zu gewinnen; 
denn jede Generation schreibt aus ihren Er-
fahrungen die Geschichte neu und setzt ande-
re Forschungs- und Diskussionsschwerpunkte. 
Aber auch dieses aktuelle Bewußtsein kann 
nicht der Maßstab für die Auswahl der Unter-
richtsinhalte und der Methoden sein; denn 
das Bewußtsein der Erwachsenengeneration 
ist aus ihrem Schuld- oder Problemverständ-
nis entstanden, möglicherweise durch tages-
politische Auseinandersetzungen bestimmt, 
die für die Jugend ganz unwichtig sein wer-
den. Ein Beispiel ist die Bewertung der Besied-
lung des „Deu
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tschen Ostens" durch die jetzt 
abtretende Generation auf dem Hintergrund 
der Vertreibung nach 1945 ).  Der Wille der 
gesellschaftlichen Gruppen muß also durch 
einen Emanzipationsanspruch gebrochen wer-
den, den die Pädagogik zu vertreten hat. Die-
ser Anspruch läßt sich aus der Zielsetzung 
der politischen Bildung ableiten, möglichst 
viele Mitglieder der Gesellschaft zur Mitbe-
stimmung und Mitverantwortung zu befähi-

19) Vgl. z. B. Hugo Andreae, Die deutsche Ost-
grenze als Thema des politischen Unterrichts, in: 
derselbe, Politische Bildung in der Berufsschule, 
Hamburg 1964. 



gen. Wie der Geschichtsunterricht diese Auf-
gabe erfüllt hat, läßt sich aus der Geschichte 
des Geschichtsunterrichts entnehmen, die un-
ter diesem Gesichtspunkt geschrieben wurde.

Erich Weniger, der in seiner Habilitations-
schrift „Die Grundlagen des Geschichtsunter-
richts“ aus dem überkommenen G
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egensatz 
von Kulturgeschichte und politischer Geschich-
te die Aufgaben des Geschichtsunterrichts in 
der Weimarer Republik zu entwickeln ver-
suchte ), hat auch nach dem Kriege im Deut-
schen Ausschuß für das Erziehungs- und Bil-
dungswesen und als Hochschullehrer die Ziele 
des Geschichtsunterrichts im Zusammenhang 
mit politischen Reformaufgaben zu bestimmen 
gesucht.
Nach Weniger beginnt die Geschichte des 
Geschichtsunterrichts mit der schrittweisen 
Beteiligung der Bürger an der staatlichen 
Macht und der politischen Verantwortung. 
Die Fürstenerziehung seit dem frühen Mittel-
alter wurde durch pädagogische Theorie ge-
plant und durch systematisch ausgebildete Er-
zieher geleitet und war der Beginn pädagogi-
scher Theoriebildung. Die Erziehung sollte 
den zukünftigen Herrscher auf die Fortset-
zung der Politik in den durch die Tradition 
vorgegebenen Zielen und Methoden der 
Staatsführung vorbereiten. Mit der Vergröße-
rung des Ratgeber- und Beamtenstabes ist 
auch für die Staatsbediensteten und deren 
Kinder, die im Rahmen einer ständischen Ge-
sellschaftsordnung in ähnliche Funktionen 
hineinwachsen, eine systematische Ausbil-
dung und ein Geschichtsunterricht notwendig, 
der sie auf ihre Funktionen im Staat vorberei-
tet. Weil die Erziehung in diesem Stadium Be-
rufserziehung ist, ist auch der Teil der Erzie-
hung, der auf die Rolle in Staat und Gesell-
schaft vorbereitet, Teil der Berufserziehung. 
Der Geschichtsunterricht der Fürsten und Be-
amten ist die Geschichte der Fürstenhäuser, 
der großen Könige und des Wirkens von vor-
bildlichen Beamten und Heerführern im Staat 
und in der Politik. Geschichtsunterricht ist in 
dieser Phase die Vorbereitung der Jugend 
und die Rechtfertigung der eigenen Ziele an 
Wegbereitern und Vorbildern in der Vergan-
genheit. „Auch die Erziehungslehren des Bür-
gertums bilden sich aus Resten früherer stän-
discher Überlieferungen und aus der Berufser-
ziehung der neuen Berufe des kapitalistischen 
Zeitalters, und nicht ist erst ein bürgerliches 
Gesamterziehungssystem da, aus dem dann 
die Berufe sich differenzieren. Es ist sehr cha-
rakteristisch, daß auch der Begriff Volkserzie-

hung zuerst konzipiert wird nicht als Gesamt-
erziehung, sondern als Erziehung eines Stan-
des, des Standes der Geführten, Gehorchen-
den, Abhängigen, des Standes der Bauern, der 
kleinen Leute, ja geradezu als Erziehung der 
Leute im Stande der Armut, so hoch bei Pe-
stalozzi.“
Wenig später äußert Weniger die Vermutung, 
daß man „bis auf den heutigen Tag" — 1936 
— nicht ganz sicher sein könne, ob mit der 
Volkserziehung das Volk als Einheit gemeint 
sei, „und nicht etwa bestimmte Klassen, etwa 
das Bürgertum oder das Proletariat, das allein 
Volk zu sein beanspruchte, wie früher das 
Bürgertum Volk zu sein vorgab" 210).

20) Erich Weniger, Die Grundlagen des Geschichts-
unterrichts, Leipzig — Berlin 1926.

Die Auseinandersetzung um die Funktion der 
Schule zeichnet Weniger am Streit um die po-
litische Geschichte und die Kulturgeschichte 
nach. Es geht Weniger dabei um die Frage, 
ob die Schule im Dienste einer demokrati-
schen Erziehung aller Volksteile steht oder 
ob sie Instrument zur Beherrschung durch 
eine Gruppe ist, also sich aus den Interessen 
der den Staat repräsentierenden und ihn tra-
genden Gruppen und deren Berufserziehung 
ableiten läßt. Die Kulturgeschichte wurde von 
den jeweils in Opposition zur offiziellen Ge-
schichte stehenden Lehrern und Theoretikern 
gefordert, mit psychologischen und organisa-
torischen, aber in erster Linie mit politischen 
Argumenten. Die Kulturgeschichte soll auch 
die Interessen der am Staat nicht beteiligten 
Bevölkerungsgruppen zur Geltung bringen: 
die Interessen des Bürgertums, das sich gegen 
die Beschränkung der Macht auf Fürstenhaus 
und Adel wendet; die Interessen der Arbeiter-
schaft, des Kleinbürgertums und der Bauern, 
die ihre eigene Geschichte durch den Heroen-
kult der politischen Geschichte verdrängt se-
hen: „Man braucht wahrhaftig noch lange 
nicht ein .Demokrat' zu sein, man kann den 
Verdiensten der hervorragenden Männer in 
der Vergangenheit wie in der Gegenwart die 
aufrichtigste Verehrung und Dankbarkeit zol-
len, und kann es doch ebenso geschichtlich 
falsch als aus praktischen Gründen gefähr-
lich finden, wenn unsere Jugend von früh auf 
daran gewöhnt werden soll, in allen Wendun-
gen und Wandlungen unserer vaterländischen 
Geschichte immer und überall nur das Wal-
ten einzelner Persönlichkeiten zu erblicken, 
den ganzen übrigen Teil der Nation aber nur 
wie eine passive Masse anzusehen, welche je-
der wirksamen, selbsttätigen Teilnahme an der

21) Erich Weniger, Zur Geistesgeschichte und So-
ziologie der pädagogischen Fragestellung, in: s 
ziehungswissenschaft und Erziehungswirklichke' 
herausgegeben von Hermann Röhrs, Frankfurt 190 1
S. 355 f.



Gestaltung ihrer Geschicke entbehre. Ohne-
hin neigt ein nur allzu großer Teil unseres 
Volkes dahin, von einzelnen Persönlichkeiten 
alles zu erwarten, statt selbst ... die Schul-
ter ans Rad zu stemmen.  22)
Erich Weniger zitiert mit diesen Ausführun-
gen den Geschichtsdidaktiker Biedermann 
und interpretiert seine Auffassung als direk-
ten Angriff auf die herrschende Geschichts-
auffassung, die im Kaisertum und in Otto von 
Bismarck die Symbole für ein optimal funk-
tionierendes Allgemeinwesen sah und keine 
Anstalten machte, d
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ie drängende soziale Fra-
ge und die Beteiligung der Arbeiterschaft an 
der staatlichen Verantwortung unter einer hi-
storischen Perspektive zu diskutieren. Dieses 
Problem ist auch 1926 und — wie die Zitate 
oben gezeigt haben — 1936 noch aktuell: 
.Die Arbeiterklasse ist ein politischer Macht-
faktor geworden und zu geschichtlichem Be-
wußtsein gelangt. Sie sucht den Zusammen-
hang mit dem Gesamtvolk, ja sie fühlt sich 
heute als eigentlicher Träger des Volkstums, 
sie identifiziert sich mit dem Volk, wie es in 
der voraufgegangenen Epoche das Bürgertum 
tat.  23)
Heute wissen wir, daß nicht der Geschichts-
unterricht der Weimarer Republik, sondern 
die nationalsozialistische Indoktrination sich 
der Handwerker, Kleinbauern und Arbeiter 
angenommen und ihnen ein Geschichts- und 
Sendungsbewußtsein gegeben hat, das erst 
die Kriegs- und Aggressionspolitik Hitlers 
möglich machte. Kein Film und keine ge-
schichtliche Darstellung, die nicht das einfa-
che Leben arischer Menschen, was immer das 
sein mochte, verherrlichte. So ist denn auch 
die Rechtfertigung der verantwortlichen Päd-
agogen nach 1945 selbst ein Spiegelbid, wenn 
auch ein Zerrbild der alten Geschichtsauffas-
sung: „Das Schema ist überall das gleiche: ei-
gentlich habe doch der Nationalsozialismus 
das Beste gewollt und sich nur in den Mitteln 
vergriffen, und eigentlich liege die Schuld bei 
denen, die früher die Verantwortung trugen; 
ohne sie wäre es nicht so gekommen. Ein 
lehrreiches Beispiel dafür ist die im übrigen 
gut gemeinte geschichtliche Einleitung zu der 
ersten Auflage von Oetinger ,Wendepunkt 
politischer Erziehung  24) So wie man früher 
den leitenden Politikern die ganzen Erfolge 
ind die ganze Verantwortung für das Wohl 
und Wehe zuschrieb, so macht die Ge-

22) Biedermann, zitiert nach Erich Weniger, (Anm. 
20), S. 162.

23) Erich Weniger, Die Grundlagen .... a. a. O., 
ö. 186.

24) Erich Weniger, Politische Bildung und staats-
ourgerliche Erziehung, Würzburg 1954, S. 9.

Schichtsschreibung nach der politischen und 
moralischen Niederlage des deutschen Volkes 
allein die nationalsozialistische Führung ver-
antwortlich. Das ist theoretisch konsequent, 
sicherlich politisch folgenreich und didak-
tisch für die heutige Position des Geschichts-
unterrichts zu bedenken. Und hier beginnt 
das eigentliche didaktische Problem: Ist der 
Geschichtsunterricht über die undemokrati-
sche, volksferne Helden- und Königsgeschich-
te hinausgekommen?
Wenn man die Darstellungen der Geschichts-
bücher liest, muß man das bezweifeln. Wie 
im Wildwestfilm ist es der einzelne, der Ge-
schichte macht; es sind die großen Schlachten 
und Konferenzen, die das Schicksal der Völker 
entscheiden. Selbst die Nachkriegsgeschichte 
widmet den Aufbauleistungen, den wirtschaft-
lichen, technischen und sozialen Entwicklun-
gen der Bundesrepublik, der europäischen 
Nachbarn und der USA als den wichtigsten 
Verbündeten weniger Raum als der Darstel-
lung der Kanzler, Staatspräsidenten und Pre-
mierminister und ihrer angeblich epochema-
chenden Entscheidungen. So wird die Behin-
derung der Europäischen Einigung durch die 
Franzosen zu einer Marotte der Staatschefs. 
Dadurch wird nicht nur der Eindruck erweckt, 
man müsse nur einige Leute beseitigen, um 
die gesellschaftlichen Bedingungen zu verän-
dern; es wird auch so getan, als sei der einzel-
ne Bürger unbeteiligt und — bis auf seine 
Stimmabgabe alle vier oder fünf Jahre — 
ohne Verantwortung. Tatsache bleibt, daß für 
die Beziehungen zwischen Indien und Eng-
land Indigo und Tee, für die Veränderung der 
Wirtschaftsstruktur Algeriens die Vorliebe 
der Franzosen für Wein eine größere Rolle 
gespielt haben, als die Schilderung der Kon-
flikte, Maßnahmen und Konferenzen in den 
Geschichtsbüchern wahrhaben wollen.

Die Personalisierung der Politik in der Ge-
schichtsdarstellung ist jedoch nicht unab-
sichtlich. Der Bürger soll nicht selbst über die 
eigenen Probleme nachdenken, sondern den 
Gedanken, Plänen und Entscheidungen ande-
rer folgen und sie unterstützen. Nicht der 
sachverständige Bürger ist gefragt, sondern 
der Anhänger. Der Geschichtsunterricht in 
der jetzigen Form ist daher auch berufsbezo-
gen, weil die, die später durch Ausbildung 
und Studium an die Schaltstellen der Macht 
kommen können, auf eine kontinuierliche 
Fortsetzung der Politik vorbereitet sind; er ist 
allgemeinbildend, weil die anderen lernen, 
sich den Kopf der Politiker zu zerbrechen und 
sie wegen ihrer schwierigen Aufgabe zu be-
wundern. Aus diesem Grund ist der Ge-
schichtsunterricht am Gymnasium am weite-



sten entwickelt und mit den Zielen der übri-
gen Fächer am besten abgestimmt, z. B. mit 
den Sprachen und dem Deutschunterricht.
In die bisher gegebene Darstellung des Ge-
schichtsunterrichts scheint der Lehrplan Ge-
sellschaftslehre aus Hessen nicht zu passen, 
der die historische Betrachtungsweise durch-
gehend anwendet, aber sie auf die Lernfelder 
Sozialisation, Wirtschaft, Öffentliche Aufga-
ben und Intergesellschaftliche Konflikte be-
zieht. Man sollte meinen, daß dadurch die In-
teressen der Schüler als zukünftige Arbeit-
nehmer und Konsumenten stärker zur Gel-
tung kommen und ein großer Schritt zu einem 
bürgemahen Geschichtsunterricht gemacht 
wird. Das ist jedoch, nicht der Fall. Die Ge-
schichte wird vielmehr zur Abstützung einer 
gesellschaftspolitischen Betrachtungsweise 
mißbraucht, also zum geschichtlichen Beweis 
für die These von der Entwicklung der Ge-
sellschaft durch Klassenkämpfe oder der dia-
lektischen Entwicklung der Produktionsmit-
tel. Damit wird in die Geschichte verlagert, 
was an der gegenwärtigen Gesellschaft zu 
diskutieren und durch die Schulorganisation, 
z. B. die Ganztags-Gesamtsdiule, aufzuheben 
wäre: die Benachteiligung von Arbeiterkin-
dern durch die andere Sozialisation, die man-
gelhaften Kenntnisse und die geringe Beteili-
gung der Arbeiter beim Einsatz der Produkti-
onsmittel. Auch hier ist nicht von der Hand 
zu weisen, daß die Geschichte dazu dient, die 
herrschenden Verhältnisse abzusichern und 
vor allem die Lehrer vor dem Anspruch der 
Arbeiter zu schützen, ihre Kinder besser als 
bisher zu fördern.

Als Ergebnis bleibt festzuhalten:
1. Der Geschichtsunterricht ist eine Schilde-
rung der Maßnahmen und Verhaltensweisen 
der Staatsmänner und des Beamtenapparates 
geblieben, obgleich seit nahezu 100 Jahren 
die Kritik nicht verstummt ist und die Einbe-
ziehung des täglichen Lebens, der wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten 
als „Kulturgeschichte" gefordert wird.
2. Der Geschichtsunterricht ist in seiner Ab-
folge und diaktischen Struktur am ästhetisch-
historisch-literarischen Bildungsideal des tra-
ditionellen Gymnasiums orientiert und in die-
sen Fächerkanon eingepaßt.
3. Da der Geschichtsunterricht die Entwick-
lung von der Standeserziehung und Berufs-
vorbereitung zur politischen Bildung des Bür-
gers nicht mitgemacht hat, ist zu vermuten, 
daß hier Standeserziehung vorliegt.
Im Gegensatz zum Geschichtsunterricht 
scheint die Sozialkunde oder die Staatsbür-

gerkunde die politischen Probleme direkter 
anzugehen und besser zu lösen.

Ursprünglich wurde die Staatsbürgerkunde 
als Gesetzes- und Verfassungskunde an den 
Fortbildungsschulen gelehrt25 ), die die Hilfs-
arbeiter und Handwerkslehrlinge in der Zeit 
zwischen der Schulentlassung und ihrer Ein-
berufung zum Wehrdienst zu besuchen hat-
ten. Die Fortbildungsschule versuchte die 
Lücken der Volksschule auszufüllen und eini-
ge Kenntnisse aus dem beruflichen Bereich zu 
vermitteln. Dabei war der Bezug zur berufli-
chen Praxis, die den Fortbildungsschüler kör-
perlich und geistig beanspruchte, in erster Li-
nie ein Versuch, die Schüler für die Rechen-
aufgaben, Schreibübungen und Zeichenaufträ-
ge zu motivieren. Mit der Staatsbürgerkunde 
bekamen die Fortbildungsschulen jedoch ei-
nen eigenen Auftrag, denn durch die politi-
sche Bidlung sollte den schädlichen Einflüs-
sen der sozialdemokratischen Arbeiterbil-
dungsvereine gesteuert und der Jugendliche 
stärker an Kaiser und Reich gebunden wer-
den. Jedoch vermochten die Fortbildungs-
schulen gegen die allgemeine kritische Ein-
stellung der Arbeiterschaft gegen Thron und 
Altar wenig auszurichten. Jedenfalls wurde 
die Frage der Wirksamkeit des Staatsbürger-
kundeunterrichts Gegenstand von Ausschrei-
bungen und öffentlichen Diskussionen. Dabei 
setzte sich die Auffassung durch, daß eine 
gute Berufserziehung, wie sie von Kerschen-
steiner in München praktiziert wurde, die be-
ste staatsbürgerliche Bildung sei. In engem 
Zusammenhang mit den beruflichen Proble-
men sollte der Schüler seinen Standort im Ar-
beitsleben mit der gesellschaftlichen Situa-
tion vergleichen und im Interesse an dem ei-
genen beruflichen Fortkommen die staatli-
chen Organe stützen und bejahen.

25) Vgl. Otto Monsheimer, Drei Generationen Be 
rufsschularbeit, Weinheim 1956, S. 11, S. 20, S.
96—129.
26) Georg Kerschensteiner, a. a. O. (Anm. 16).

Kerschensteiner wollte an den Egoismus der 
Schüler anknüpfen und diesen zum Altruismus 
im Sinne eines kollektiven Egoismus läu-
tern26 ). Für ihn hatten Gemeinsinn und Va-
terlandsliebe ihren Ursprung im individuellen 
Wohlbefinden und Aufstiegsstreben. Der indi-
viduelle Vorteil wurde für den berufstätigen 
Jugendlichen in der Berufs- und Bürgerkunde 
der beruflichen Fortbildungsschule erfahrbar, 
weil er Informationen und Ratschläge für sei-
ne Berufsausbildung erhielt und die Selbst-
verwaltungsorgane der Wirtschaft, der Innun-
gen, Gewerkschaften und Berufsverbände für 
seine eigenen Ziele nutzen konnte. Der Staat 



war nicht mehr der Kaiser oder Fürst, son-
dern er zeigte sich in der Hilfe und Fürsorge 
von Behörden und Organisationen. Die durch 
das eigene Geschichtsverständnis und die 
ideologische Prägung in Arbeitervereinigun-
gen und im Elternhaus aufgebaute negative 
Einstellung gegenüber der staatlichen Gewalt 
war nicht in der gleichen Weise gegenüber 
den Behörden und Organisationen aufrechtzu-
erhalten, mit denen man täglich zu tun hatte 
und als deren Teil man sich verstand.
Auch das muß in diesem Zusammenhang be-
rücksichtigt werden: Die Einführung der Be-
rufs- und Bürgerkunde fällt zusammen mit der 
Reform des Fortbildungsschulwesens zur Be-
rufsschule, und diese Umgestaltung fällt wie-
derum zusammen mit dem Wiedererstarken 
der handwerklichen Lehre auch in den Indu-
striebetrieben, nachdem die Konkurrenz zwi-
schen Handwerk und Industrie in der libera-
len Epoche durch staatliche Interventionen, 
z. B. die Neufassung der Gewerbeordnung im 
Jahre 1897, in gemäßigte Bahnen gelenkt und 
durch staatliche Hilfen das Handwerk und 
der mittelständische Handel gestützt wurden. 
Die Industrialisierung war auch schon soweit 
fortgeschritten, daß mehr ausgebildete Kräfte 
gebraucht wurden und die handwerkliche 
Lehre auch dann höheren Verdienst ver-
sprach, wenn man sich nicht selbständig ma-
chen konnte. So kann zwar der nachgeborene 
Kritiker feststellen: „Kerschensteiners Identi-
fizierung von Berufsbildung, Allgemeinbil-
dung und staatsbürgerlicher Bildung hat zu 
einer unhaltbaren Gleichsetzung in Wahrheit 
widersprüchlicher und antinomischer Sozial-
horizonte geführt. Die Vorstellung, der or-
dentliche und pflichtgetreue Arbeiter sei zu-
gleich auch der optimale politische Bürger, 
hatte mit der Substanz demokratischer Nor-
men und Realitäten so gut wie gar nichts zu 
tun ), wohl aber mit den ökonomischen Be-
dingungen des beginnenden 20. Jahrhunderts, 
die durch den Umbruch einer agrarischen, 
von der Vormacht Preußen repräsentierten 
Gesellschaft in eine industrielle Gesellschaft 
und eine deutsche Nation gekennzeichnet 
sind.
Berufliche Qualifizierung, die regionale Mobi-
lität und die Umstellungsfähigkeit auf sich 
rasch verändernde Produktionsbedingungen 
waren Tugenden der wandernden Handwerks-
hutschen, die auch staatsbürgerliche Tugen-
den waren, solange sie zur Hebung der allge-
meinen Produktivität und damit zur Schaf-
ung eines allgemeinen Wohlstandes beitru-
gen. Solange der Knappe aus Oberschlesien

27) Hermann Giesecke (Anm. 16).

oder der Schmied aus Ostpreußen im Ruhrge-
biet die eigene Wohnung und den Garten für 
die Ziege verlangen und jederzeit wieder zu-
rückgehen konnte, solange er seine Interes-
sen in Gesellenvereinen artikulieren und dort 
Unterstützung finden konnte, erzwang die 
größere intellektuelle, ökonomische und sozia-
le Beweglichkeit auch mehr demokratische 
Rechte. Die offene Sprache der Zeitschriften, 
z. B. der Zeitschrift „Die Arbeitsschule“ (vor 
1918), ist ein Beleg für das faktische Recht der 
Meinungsfreiheit.

So ist es nicht verwunderlich, daß die Ker-
schensteinersche Konzeption, zunächst als 
Waffe gegen die Demokraten angesehen, in 
nahezu unveränderter Form von der Weima-
rer Republik übernommen wurde. Die ver-
schiedenen Auflagen der Schriften Kerschen-
steiners zeigen die Veränderung der Begrün-
dung, nicht der Konzeption28). Diese Konti-
nuität zeigt auch, daß die wichtigsten Ziele 
im Kaiserreich und der Weimarer Republik 
gleichblieben: Wie das Kaiserreich die 
„Kleindeutsche Lösung“ gegenüber den über-
kommenen Mächten und den Ansprüchen des 
liberalen Bürgertums zu verteidigen hatte, 
konnte sich die Weimarer Republik nicht 
durch die Rätedemokratien in Frage stellen 
lassen und mußte darauf bedacht sein, die 
Vorteile der individuellen, im täglichen Um-
gang erlebten Freiheiten zum unbedingten 
Einsatz für den Staat umzumünzen. „Für je-
den modernen Staat ist es eine Lebensfrage, 
wieweit es ihm gelingt, das konstruktive Ge-
gengewicht zu schaffen gegenüber der allen 
Staatsbürgern gleichmäßig gewährten indivi-
duellen Freiheit: politisches Verantwortungs-
gefühl in möglichst allen Staatsbürgern. Je 
stärker der Demokratisierungsprozeß ist und 
je unvermittelter der Übergang von einer au-
toritären Staatsform zur demokratischen er-
folgt, um so dringlicher ist die Forderung im 
Interesse einer gesunden Entwicklung“, for-
derte ein Zeitgenosse29). Die Verteidigung 
des demokratischen Staates war jedoch nicht 
mehr identisch mit dem individuellen berufli-
chen Fortkommen. Deshalb wurden die beruf-
lichen Aspekte in einem eigenen Fächerkom-
plex mit dem Zentrum in der Fachkunde zu-
sammengefaßt und die staatsbürgerliche Er-
ziehung als Gemeinschaftskunde in den Lehr-
plan der Berufsschulen aufgenommen. Die Ge-
meinschaftskunde sollte die Einordnung der 
Berufstätigkeit in einen volkswirtschaftlichen,

28) Vgl. Josef Dolch, Vorwort, in: Georg Kerschen-
steiner, Begriff der Staatsbürgerlichen Erziehung, 
10. Auflage, Stuttgart 1958, S. 6 f.
29) Rühlmann, zitiert nach Monsheimer (Anm. 25), 
S. 105 f.
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litischen und kulturkundlichen 
Zusammenhang ermöglichen ).
War dieser Zusammenhang noch rational ge-
meint und sollte er im Sinne einer staatlichen 
Gemeinschaft der Not und der Arbeit inter-
pretiert werden, so eröffnete er doch den 
Weg für die Theorie der funktionalen Erzie-
hung, der beruflichen und betrieblichen Ge-
meinschaft als Lebensform, als Form volkhaf-
ter Bildung31). Der Staatsbürger wurde zum 
Volksgenossen; die berufliche Arbeitsteilung 
wurde vom Problem sozialer Gerechtigkeit 
auf die Ebene emotionaler Beziehungen und 
das Akzeptieren vorgegebener, natürlich ge-
wachsener hierarchischer Beziehungen redu-
ziert. Der Zusammenhang dieser Form der 
Staatsbürgerkunde mit dem Geschichtsunter-
richt, der das Führerprinzip verherrlichte, ist 
sehr eng. So stellte Abraham im Anschluß an 
die Arbeiten Schliepers noch nach dem Krie-
ge fest, daß die funktionale Erziehung des Be-
triebs zu einem historischen Bewußtsein füh-
re32 ). Insbesondere die Firmengeschichte und 
die Identifikation des Arbeiters mit dem 
„Schicksal" der Firma sollen dadurch heraus-
gehoben werden. Dies sind zweifellos Auswir-
kungen der an einer Geschichtsmythologie 
orientierten Gemeinschaftskunde-Erziehung 
des Dritten Reiches.

,30) Monsheimer (Anm. 25), S. 110 f.
31) Friedrich Schlieper, Die Grundformen wirt-
schaftsberuflicher Jugenderziehung, Eberswalde 
u. a. 1944; derselbe, Allgemeine Unterrichtslehre 
für Wirtschaftsschulen, Freiburg 1956.
’32) Karl Abraham, Der Betrieb als Erziehungsfaktor, 
Freiburg 1957*.
33) Vgl. Theodor Litt, Die politische Selbsterziehung 
des deutschen Volkes, Bonn 1961*, S. 60—86.

Die Arbeiten von Abraham zeigen, daß die 
staatsbürgerliche Erziehung nach dem Schei-
tern des Faschismus und der Niederlage 
Deutschlands weit stärker von der Tradition 
bestimmt ist, als es die Theoretiker der politi-
schen Bildung nach dem Kriege wahrhaben 
wollten. Sie glaubten an die Ergebnisse der 
Weimarer Republik anknüpfen zu können und 
sahen in der staatsbürgerlichen Erziehung der 
Berufsschule, vor allem in der berufsorientier-
ten Methode Kerschensteiners, einen Ausweg 
aus dem Dilemma, Geschichte unter den Be-
dingungen einer moralischen und politischen 
Niederlage lehren zu müssen. „Partnerschaft“ 
wurde zum neuen Ziel der politischen Bil-
dung. Wenn man sich auch gegen Kerschen-
steiner, Förster und Oetinger theoretisch ab-
grenzte, wurde noch der Rückbezug auf De-
wey und die praktische Übung in der Koope-
ration zur beherrschenden politischen Auffas-
sung33 ). Allerdings darf daraus nicht ge-

schlossen werden, daß die Projektmethode ei-
nen großen Anhängerkreis unter den Pädago-
gen gewonnen hätte. Aber die mit der „Part-
nerschaft" Oetingers (Th. Wilhelms) eingeläu-
tete Wende weg von der Geschichte und hin 
zur Analyse der politischen Bedingungen so-
wie die Anknüpfung an die amerikanische Li-
teratur kamen den Zielen der sich kräftig ent-
wickelnden Universitäten und Hochschulen 
entgegen. Wissenschaften wie die Soziologie, 
die Politologie und die Sozialpsychologie wa-
ren in den Vereinigten Staaten während des 
Krieges weiterentwickelt und nach dem Krie-
ge von den jungen deutschen Wissenschaft-
lern, die im Rahmen der Stipendienprogram-
me der amerikanischen Besatzungsmacht dort 
studiert hatten, auch in Deutschland verstärkt 
betrieben worden. Diese Fächer zogen wegen 
ihrer unkonventionellen Fragestellungen und 
ihrer modernen Lehrmethoden auch die Leh-
rerstudenten an, die dann wiederum das Ge-
lernte an die Schüler weitergeben wollten. 
Dafür war aber nur im Rahmen der politi-
schen Bildung ein Stundenvolumen vorhan-
den. Erst später wurden aus diesen Ansätzen 
politischer Bildung eigene sozialwissenschaft-
liche Züge in der Oberstufe des Gymnasiums 
entwickelt.
In der politischen Bildung stritten bald Ge-
schichtslehrer, Erdkunde-(Geografie-)Lehrer, 
Politologen, Soziologen und Wirtschaftswis-
senschaftler um die Unterrichtsinhalte. Da ein 
politischer Auftrag für die politische Bildung 
nicht mehr vorhanden war oder aber sich in 
allgemeinen Floskeln erschöpfte, gab es keine 
Beurteilungskriterien, an denen die Ansprü-
che der verschiedenen Wissenschaften ge-
messen werden konnten. Bei dieser Auseinan-
dersetzung blieb der Anlaß einer auf die wis-
senschaftliche Analys der Gegenwart bezo-
genen politischen Bildung, die auf der prakti-
schen politischen Mitarbeit der Jugendlichen 
an der Gesellschaft beruhende Projektmetho-
de Deweys, fast ganz außer acht. Das lag ein-
mal daran, daß die Lehrer nur eine Wissen-
schaft gründlich studiert hatten und mit die-
sem Instrumentarium in der Schule arbeite-
ten. Eine Integration der verschiedenen wis-
senschaftlichen Ansätze an einer praktischen 
Aufgabe, etwa der Stadtplanung, des Baus ei-
nes Krankenhauses oder der Planung der 
Nahverkehrsmittel im Interesse der Schüler 
und der Arbeitnehmer, hätte die geplante Zu-
sammenarbeit unterschiedlich ausgebildeter 
Lehrer notwendig gemacht.
Die Lehrerbildung müßte über die allgeme 
nen wissenschaftstheoretischen und hoch-
schulcurricularen Grundlegungen der Diszi-
plin zu einem differenzierten und praxisnahen 



Einsatz des wissenschaftlichen Instrumenta-
riums befähigen; die Schule müßte organisa-
torisch umgestaltet werden, um den Fachun-
terricht zugunsten von Projekten einzu-
schränken. Projekte blieben daher Ausnah-
men im schulischen Alltag, nicht nur in der 
politischen Bildung. Statt dessen wurden die 
Schüler mit Teilen der Volkswirtschaftslehre, 
der Soziologie, der Politologie, der Geografie 
und der Geschichte konfrontiert, die sie in ei-
nen Zusammenhang bringen sollten — dieser 
Zusammenhang wurde aber von den Lehrern 
selbst nicht dargestellt. Diese Situation führte 
zu einer Stoffülle in der politischen Bildung, 
die mit den wenigen Stunden nicht bewältigt 
und mangels einleuchtender Kriterien nicht 
reduziert werden konnte. Der Ausweg wurde 
in der Verlagerung einzelner Einheiten in an-
dere Fächer gesucht. So wurden die Axioma-
tik der Volkswirtschaftslehre und die Grund-
züge der Wirtschaftspolitik als Wirtschafts-
lehre zu einem Teilfach der Arbeitslehre. Diese 
nordrheinwestfälische Lösung wurde von 
zahlreichen Bundesländern übernommen, weil 
damit die Frage der Lehrerbildung für das 
neue Fach gelöst war: Die Arbeitslehre zer-
fällt in die Fächer Hauswirtschaft, techni-
sches Werken und Wirtschaftslehre; die 
Wirtschaftslehre kann durch die Vorberei-
tung von Erkundungen die (wirtschafts-)poli-
tischen Aspekte verdeutlichen. Zwar soll 
auch die Hauswirtschaft stärker an der. Erar-
beitung volkswirtschaftlicher Prozesse betei-
ligt werden34 ), aber eher mit einer praxisbe-
zogenen Illustration der Konsumentenrolle in 
der Marktwirtschaft, d. h. als Medium f
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ür die 
volkswirtschaftliche Theorie. So ist es nicht 
verwunderlich, daß Themen und Lernziele in 
einem Bundesland in der Arbeitslehre (Wirt-
schaftslehre), im anderen in der politischen 
Bildung (Gesellschaftslehre) auftauchen ).

Wichtiger als diese Ungereimtheiten ist je-
doch die Frage, ob die volkswirtschaftlichen, 
soziologischen und politologischen Theorien 
nicht besser in der Arbeitslehre aufgehoben 
sind, wenn man die politische Funktion des 
Berufes und die Aufgabe, Arbeitsteilung als 
Form der Herrschaft von Menschen über 
Menschen für den Schüler erfahrbar und ana-
lysierbar zu machen, zum Auftrag für die Ar-

34)Die Schule in Nordrhein-Westfalen, Heft 30, 
g; Arbeitslehre, Wuppertal 1968, S. B 10/3.

35)So ist die Einheit .Werbung' in Nordrhein-
Wsstfalen der Wirtschaftslehre und in Berlin der 
vnitischen Bildung — Weltkunde — zugeordnet.
9;.- von NRW, 1973, 

und u Konsumdruck und Strategie der Werbung), 
dai Hanns-F. Rathenow, Werbung, Didaktische Mo-
ae16. der Landeszentrale für politische Bildungs-
arbeit Berlin, Berlin 1972. 

beitslehre macht. Die staatsbürgerliche Erzie-
hung scheint ein besserer Ausgangspunkt zu 
sein als der Geschichtsunterricht. Die Berufs-
und Bürgerkunde der Kaiserzeit knüpfte an 
die Interessen der Jugendlichen an berufli-
chem Fortkommen an und unterrichtete sie 
über die staatliohen und halbstaatlichen Ein-
richtungen, die ihnen als zukünftigen Hand-
werkern auf dem Wege durch das Arbeitsle-
ben Informationen und Hilfen boten. Die Wei-
marer Republik hob in der Gemeinschaftskun-
de über diese pragmatische Lebenshilfe hin-
aus die Garantien der Verfassung heraus, die 
den persönlichen Einsatz des Staatsbürgers 
erforderten, wenn die Verfassung Lebens-
wirklichkeit werden sollte, auch zum Wohle 
des Jugendlichen. Ja, selbst die Ideologie 
vom Volksgenossen bot noch die Wärme des 
Zusammengehörigkeitsgefühls eines Berufes 
und die Achtung vor der Fachmannschaft, die 
einen gewissen Schutz vor der Willkür der 
Partei bot und in der Einheit der Arbeiter 
„der Stirn und der Faust" auch die Grenzen 
der Ausbildung und der betrieblichen Hierar-
chie zu überschreiten suchte,- wenigstens 
prinzipiell war der Arbeiter zum Mitarbeiter 
und Gesprächspartner geworden.

Die neueren Ansätze einer elementaren Poli-
tologie, Soziologie, Volkswirtschaftslehre und 
Geschichtsphilosophie erfüllen mit ihrer 
Scheinwissenschaftlichkeit, die in keiner 
Weise die Leistungsfähigkeit wissenschaftli-
cher Analyse gegenüber praktisch-handwerk-
licher Beurteilung an konkreten Lebenspro-
blemen nachweist, noch nicht einmal diese 
bescheidenen Ansprüche. Um es an einem 
Beispiel deutlich zu machen: Für den Arbeiter 
erschöpft sich die Analyse der Arbeitsteilung 
zwischen Management und Arbeitnehmer, 
zwischen Streikleitung und Streikenden und 
zwischen Beamten und Bürgern in der Fest-
stellung: „Wir tragen das Klavier, und die 
tragen die Verantwortung; im Zweifelsfall ist 
es keiner gewesen.“ Sicher gibt es wissen-
schaftliche Analysen, die die Mechanismen 
beschreiben, die zur Verlagerung der Arbeits-
last auf die Abhängigen führen36 ), aber sie 
finden keinen Eingang in die Lehrpläne der 
Arbeitslehre und der politischen Bildung. Ins-
besondere die Einbeziehung der Betriebswirt-
schaftslehre, die als Organisationstheorie die 
Aufgabenverteilung in einer Unternehmung 
beschreibt und Hinweise für die Kontrolle der 
Unternehmensleitung im Rahmen der Mitbe-
stimmung geben könnte, wurde mit dem Ar-
gument abgelehnt, es handle sich um Berufs-

") Vgl. Hans-J. Krysmanski Soziologie des Kon-
flikts, Reinbek 1971. 



ausbildung und nicht um Allgemeinbil-
dung37 ). Daran ist soviel richtig, daß die Un-
ternehmer, vertreten durch das Deutsche Indu-
strieinstitut und bildungspolitisch durch die 
Walther-Raymond-Stiftung, die Ausbildung 
von Managern und kaufmännischen Angestell-
ten zur Berufsausbildung rechnen und diese 
sich selbst im Rahmen der Arbeitsteilung zwi-
schen Schule und „Wirtschaft" Vorbehalten 
möchten 38 ). Richtig ist auch, daß die Ent-
scheidungen von Managern großer Unterneh-
men, die im internationalen Maßstab planen 
können, Folgen für die Volkswirtschaft ha-
ben, die von allen getragen werden müssen. 
Fraglich ist nur, ob die Ansicht der Unterneh-
mer und deren wirtschaftliche Praxis, Gewin-
ne zu privatisieren und die Verluste mit dem 
Hinweis auf die gefährdeten Arbeitsplätze zu 
sozialisieren, nicht durch volkswirtschaftliche 
Überlegungen der kritischen Reflexion entzo-
gen werden sollen.

39) Deutscher Bildungsrat, Strukturplan für das Bi • 
dungswesen, Bonn 1970, S. 34 (berufliches und all-
gemeines Lernen), S. 33 (wissenschaftsbestimmtes 
Lernen), S. 72 ff. (Differenzierung).
40) Jürgen Habermas, Erkenntnis und Interesse, i 
derselbe, Technik und Wissenschaft als Ideologte 
Frankfurt 1968.

Als Ergebnis kann festgehalten werden:
1. Der Berufsbezug der staatsbürgerlichen Er-
ziehung ist aufgegeben worden, ohne daß das 
leitende Interesse an einer Mitsprache und 
Mitverantwortung der abhängig Beschäftigten 
im Beruf und in der (Wirtschafts-)Politik 
durch die neuen Unterrichtsinhalte — Wirt-
schaftskunde, Hauswirtschaft, Verbraucherer-
ziehung, Berufskunde, technisches Werken, 
Polytechnik, Gesellschaftslehre, Weltkunde 
etc. — aufgenommen worden ist.

2. Wie der Geschichtsunterricht ist die 
Staatsbürgerkunde zu einer lebensfernen und 
nicht vom Schüler kontrollierbaren und er-
fahrbaren Wissenschaftspropädeutik sozial-
wissenschaftlicher Disziplinen geworden, die 
ihren Sinn erst dem erschließt, der diese Fä-
cher studiert. Insofern ist aus dem Gedanken 
der staatsbürgerlichen Beteiligung eine Berufs-
erziehung der künftigen Akademiker gewor-
den, die die Standeserziehung im Geschichts-
unterricht ergänzt. .
3. Eine Änderung dieser Situation ist solange 
nicht zu erwarten, wie die wissenschaftliche 
Ausbildung der Lehrer an der Berufsausbil-
dung der Diplomstudiengänge, d. h. der Aus-
bildung der zukünftigen Herrschenden, orien-
tiert ist. Wenn es nicht gelingt, die Situation 
der abhängig Beschäftigten in die Fragestel-
lungen der Ingenieurwissenschaften und der 
Sozialwissenschaften einzubeziehen, ist es 
ehrlicher, die Arbeitslehre und die Gesamt-
schule abzuschaffen und sich und seinen 
Nachkommen die Untersuchungen über die 
Wirksamkeit politischer Bildung zu ersparen. 
Diese Einbeziehung leisten auch die marxi-
stisch orientierten Studiengänge Arbeitsleh-
re/Politik nicht; sie sind am Arbeiter als Me-
dium eines Gesellschafts- und Geschichtspro- ! 
zesses interessiert, nicht an den arbeitenden 
Menschen als Subjekten politischer Entschei-
dungen; das Interesse ist hier die Begründung | 
einer Gesellschaftstheorie, nicht die unmittel-
bare Bewältigung der gesellschaftlichen I 
Probleme.

IV. Die bildungspolitische Aufgabe der Arbeitslehre 
und der politischen Bildung

Wie gezeigt wurde, ist die politische Bildung 
in ihren frühen Ausformungen als Geschichts-
unterricht und Staatsbürgerkunde eine Vorbe-
reitung auf die Arbeitssituation gewesen, die 
durchaus sinnvoll angelegt war und zu ihrer 
Zeit ihre Ausgabe erfüllte. Sie hat sich aber 
durch die Lehrerbildung und die Schulpolitik 
in den letzten Jahren mehr und mehr zu einer 
Wissenschaftspropädeutik entwickelt, die nur 
noch standespolitische Funktionen und nicht 
die Vorbereitung der gesamten Jugend auf 
ihre Verantwortung als Staatsbürger und Ge-
sellschaftsmitglieder zum Ziel hat. Auch in der 
Arbeitslehrediskussion wurde bei einigen Posi-

37) Vgl. Die Schule in Nordrhein-Westfalen, a. a. Ö. 
LAnm. 34), S. B 10/65.
38) Walther-Raymond-Stiftung, Bd. 5: Wirtschaft 
und Schule, Köln-Opladen 1965, S .33—37. 

tionen deutlich, daß sich die Tendenz zur Wis- i 
senschaftspropädeutik verstärkt und — im 
Rahmen der Gesamtschule — als wissenschafts-
bezogenes Lernen im Sinne des B
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ausgegeben wird ). Insbesondere die Arbeits- I 
lehre als Vorbereitung auf die Arbeitswissen- | 
schäft ist in der Gefahr, nur noch instrumenta-
les Regelwissen zu vermitteln, ohne den ge-
sel
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lschaftspolitischen Horizont zu erleuchten, 
der das erkenntnisleitende Interesse einer 
Wissenschaft ausmacht ).  Eine Einführung 
wird erst dann die Wissenschaft voll erschlie-*



Ben, wenn Wissenschaft selbst als gesellschaft-
licher Verantwortungsbereich begriffen wer-
den kann 41 ). In diesem Sinne haben Arbeits-
lehre und politische Bildung ihren Auftrag auf-
zufassen, wenn sie nicht in eine Standeserzie-
hung verfallen sollen, die nur für eine Minder-
heit den Einstieg in die politischen Wissen-
schaften oder die Arbeitswissenschaft erleich-
tert, aber die Mehrheit über die Relevanz einer 
Wissenschaft und ihrer Fragestellungen im un-
klaren läßt.
Es geht also nicht um eine Stellungnahme ge-
gen die wissenschaftliche Lehrerausbildung, 
sondern um ein Plädoyer für eine didaktische 
und erziehungswissenschaftliche Fundierung 
des Lehrerstudiums, das die Lehrer in die Lage 
versetzt, gemeinsam die Bezugswissenschaften 
Geschichte, Politologie, Soziologie, Volkswirt-
schaftslehre, Betriebswirtschaftslehre, Arbeits-
wissenschaft, Ingenieurwissenschaften, Recht 
und Sozialpsychologie in Lehrpläne, Stoffver-
teilungspläne und Unterrichtsentwürfe umzu-
setzen.
Die Reform der Lehrerausbildung ist aber nur 
die Konsequenz aus der Veränderung der 
Lernziele, der Unterrichtsverfahren und In-
halte. Wenn die gesellschaftliche Relevanz der 
Inhalte erst die Bestimmung der Wissenschaft 
möglich macht, die zur wissenschaftlichen Ab-
sicherung eines Lernzieles nötig ist, kann sich 
das Lehrerstudium nicht an den vorhandenen 
Wissenschaften, sondern muß sich an den zu-
künftigen gesellschaftlichen Problemen orien-
tieren.
Hier ist festzustellen, daß die Reduktion der 
politischen Bildung und die drohende Defor-
mation der Arbeitslehre zu terminologischen 
Grundlehrgängen einiger Wissenschaftsdiszi-
plinen nicht allein auf die unvollkommene 
Ausbildung der Lehrer zurüdezuführen ist. 
Vielmehr sind sie Kennzeichen eines Rückzugs 
aus der Öffentlichkeit, der durch die überstei-
gerten Anforderungen an die Fächer herausge-
fordert wurde. Wie seinerzeit die politische 
Bildung, so wird heute die Arbeitslehre zum 
pädagogischen Reformfach schlechthin erklärt. 
Schon beim Deutschen Ausschuß war die Ar-
beitslehre das didaktische Zentrum der Haupt-
schule. Dadurch verlagern sich alle Ansprüche 
an die Schule auf die politische Bildung und die 
Arbeitslehre; diese Fächer waren und sind die 
Prügelknaben der Schulreform. Aus dieser Si-
tuation können nur eine umfassende Reform 
aller Schulfächer und die Bestimmung der Un-
terrichtsinhalte der Arbeitslehre und der poli-
tischen Bildung herausführen. Die Reform des 
-— — -
41) Erich Weniger, Wissenschaftliche Methode und 

"ssenschaftliche Haltung, in: Die Sammlung, 1957.

Schulwesens geht zweckmäßigerweise von den 
Bereichen aus, die sich am wenigsten ändern 
lassen: Gliederung der Schulen in Schulformen, 
bauliche und administrative Organisation, 
Aufgliederung in Fächer.
Die Curriculumforschung kann nicht einsetzen, 
bevor nicht eine Reihe von schulorganisatori-
schen und gesellschaftlichen Vorentschei
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dun-
gen gefallen ist und gewissermaßen die Ziel-
richtung eines Faches und der jeweiligen Schul-
reform beschrieben ist. So ist die Kritik an den 
„rein organisatorischen Änderungen )  der 
großen Planungsgremien wie Bildungsrat und 
Deutscher Ausschuß für das Erziehungs- und 
Bildungswesen dahin zu relativieren, daß 
politische Entscheidungen über die Funktion 
der Schule globale Lernziele vorgeben und die 
Voraussetzung für die Planung von Unterricht 
und Erziehung sein müssen. Diese Entschei-
dungen werden einerseits die Fächer und de-
ren Stundenvolumen benennen, andererseits 
Zielvorstellungen und Sequenzen andeuten. 
Hierher gehört der bildungstheoretisch irrele-
vante, aber für die politische Diskussion wich-
tige Streit zwischen Berufsbildung und Allge-
meinbildung, d. h. die Aufgliederung der In-
halte und Aufgaben auf die allgemeine Voll-
zeitschule und die beruflichen Speziallehr-
gänge.
Der bisherige Entwurf eines Arbeitslehre-Lehr-
plans in Berlin ist auf die Situation der Berliner 
Hauptschule zugeschnitten, die als Oberstufe 
die Klassen 7—10 umfaßt und von ihrer Kon-
zeption her sich als Vorform einer integrierten 
Sekundarstufe I versteht. 
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Die Arbeitslehre sei 
die erste Stufe einer veränderten Berufsaus-
bildung ). Mit dieser Formulierung wird 
einerseits angedeutet, daß auch die zum Abitur 
führenden Lehrgänge berufsvorbereitend sind, 
andererseits die Veränderungen der Produk-
tion und die Wandlungen der Arbeitsteilung 
auch von den Arbeitern an der Basis der be-
trieblichen Hierarchie eine theoretische Uber-
qualifikation erfordern, damit die Veränderun-
gen zur Chance der Bildung und der gesell-
schaftlichen Emanzipation werden. Die gesell-
schaftliche Hierarchie kann nur durch Mitbe-
stimmung aufgebrochen werden, wenn alle am 
Kommunikationsprozeß Beteiligten über einen 
geistigen Hintergrund verfügen, der über die 
durch die Arbeitsteilung geforderten Qualifi-
kationen hinausgeht. Die Einheit der Produk-
tionssteuerung fordert die Einheit der Ausbil-

42)  Doris Knab, Ansätze zur Curriculumreform in 
der BRD, in: betrifft: Erziehung, 1971, S. 15; vgl. 
auch S. 16 f.
43) Arbeitsgrundlage Fach Arbeitslehre 7.—9. Klas-
se, in: Ulrich-J. Kledzik, Arbeitslehre als Fach, 
Hannover 1972, S. 140. 



düng. Der Bildungsrat hat jedoch die Schwer-
punkte anders gesetzt. Der „Strukturplan für 
das Bildungswesen" sieht in der Differenzie-
rung und damit in der Auslese für die weiter-
führenden Lehrgänge das wichtigtse Problem. 
Er unterscheidet in der Sekundarstufe I die 
Orientierungsstufe (5.—6. Klasse), die Diffe-
renzierungsstufe (7.—8. Klasse) und die Spe-
zialisierungsphase (9.—10. Klasse). Mathema-
tisch-naturwissenschaftliche, naturwissen-
schaftlich-technische, technisch-ökonomische 
und ökonomisch-gesellschaftliche Abschlüsse 
(Abitur I) sollen möglich sein.
Hier kann nicht der Frage nachgegangen wer-
den, ob in den Vorschlägen des Bildungsrates 
die vorhandene Hierarchie der Arbeitswelt 
(Anordnende, Organisierende und Ausfüh-
rende) nicht reproduziert wird. Wichtig ist, daß 
sich die Arbeitslehre wahrscheinlich in diesen 
Rahmen einordnen wird und ihren Beitrag zur 
Emanzipation des einzelnen und der Gesell-
schaft wird neu bestimmen müssen. Daraus lei-
ten sich die Aufgaben ab,
— auf der Orientierungsstufe die Unterschich-

tenkinder für höhere Bildungsinvestitionen 
zu interessieren,

— in der Differenzierungsstufe thematisch dif-
ferenzierte, ökonomische und technische 
Curricula in methodischen Einheiten anzu-
bieten (z. B. Projekten) und

— in der Spezialisierungsphase die Schüler 
ohne Abschluß der Sekundarstufe I auf die 
Situation der Berufsgrundbildung und der 
Lehre vorzubereiten.

Unter diesen veränderten Bedingungen sind 
alle Lehrpläne neu zu überdenken, wenn auch 
die globalen Zielsetzungen unverändert blei-
ben müssen, nämlich durch die Arbeitslehre 
den zukünftigen Arbeitnehmern ein Urteil über 
die Arbeitsbedingungen und das Wirtschafts-
system zu ermöglichen sowie durch die poli-
tische Bildung die Mitbestimmung des Wirt-
schaftsbürgers zu provozieren.
Da alle Fächer auf die Arbeitsbedingungen 
vorbereiten können, müssen wir für ein Fach

Vgl. dazu Horst W. Opaschowski, Freie Zeit 
ist Bürgerrecht. Plädoyer für eine Neubewertung 
von „Arbeit“ und „Freizeit", in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 40/74.

„Arbeitslehre" oder einen Fächerkomplex 
„Polytechnik" eine spezifische Aufgabe finden. 
Was ist eigentlich das Neue an unserer Gesell-
schaft, das unabweisbar nach einer schulischen 
Vorbereitung verlangt und nicht durch die 
Reform des traditionellen Fächerkanons ge-
leistet werden kann? Neu ist die langfristige 
Plaung der Produktion, eine für den einzel-
nen nicht mehr ohne Hilfen zu überschauende 
internationale Verflechtung der Wirtschaft und 
die Perfektionierung der staatlichen und wirt-
schaftlichen Organisation durch die Datenver-
arbeitung. Unter diesen Bedingungen wird es 
dem einzelnen immer schwerer, ohne schu-
lische Vorbereitung sein eigenes Schicksal 
langfristig zu planen. Die Schule hat daher den 
Auftrag, den Grundrechten im Wirtschaftsle-
ben einen Sinn zu geben, insbesondere durch 
Orientierung die sinnvolle Wahl der Erwerbs-
tätigkeit und des Arbeitsplatzes, die Akzentu-
ierung der eigenen Bedürfnisse und die Mit-
bestimmung der Wirtschaftsordnung zu ermög-
lichen. Der soziale Rechtsstaat ist im Bereich 
der Wirtschaft noch nicht verwirklicht. Die 
Organisation der Produktion erfolgt immer 
noch ohne Beteiligung der Arbeitnehmer, die 
zu verplanbaren Objekten degradiert werden.
Arbeit und Freizeit, Produktion und Konsum 
müssen in einer alle Fächer umfassenden Cur-
riculumrevision auf neue, menschliche Ver-
haltensweisen bezogen werden, die mit den 
Stichworten „weltweite Mitverantwortung', 
„Kooperation der Bürger im politischen Han-
deln und in der Freizeit", tätige Mitverantwor- | 
tung für den Mitmenschen, die Gemeinde und 
die Umwelt nur angedeutet werden können. 
Manche Autoren sehen in den Bürgerinitiati-
ven und in der Besinnung auf die „polis“ ein 
Vorbild, wenn auch die bisherigen Erfahrungen 
eher nostalgische Züge und handfeste Interes-
sen stärker bewußt machten. Trotzdem meine > 
ich, daß die Schule den Versuch unternehmen 
muß, theoretisch in ihrem Fächer- und Lern-
zielangebot und praktisch in den schulischen 
und außerschulischen Aktivitäten die Einheit 
von Arbeitswelt und Freizeit wiederherzu-
stellen.
Für die Fächergruppen ergäbe sich folgende | 
Aufgabenstellung als erkenntnisleitendes In- I 
teresse der Curriculumentwicklung und der 
Lehrerbildung:
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V. Lernziele und Sequenzen

Welche konkrete Zielsetzung sich aus den 
oben angedeuteten Schwerpunkten der Fächer 
ergeben, muß einmal aus der Organisation 
abgeleitet werden, zum anderen aus den wis-
senschaftlichen Aussagen der Bezugswissen-
schaften zu den Aufgabenschwerpunkten des 
einzelnen Faches. Bezogen auf die Fächer Ar-
beitslehre und politische Bildung sind die De-
terminanten die Durchsetzung des eigenen In-
teresses, die Reflexion der eigenen Lebensbe-
dingungen und die Veränderung der gesell-
schaftlichen Bedingungen unter besonderer Be-
rücksichtigung der Arbeitsbedingungen. Die 
Arbeitsbedingungen Sind für die politische Bil-
dung von besonderer Bedeutung, weil sich bei 
der Verteilung der Arbeitsbelastung auf alle 
Gesellschaftsmitglieder auch die soziale Ge-
rechtigkeit und die Demokratie eines Staates 
zeigen.
Für die Ermittlung der Lernziele hat Adolf Kell 
eine didaktische Matrix entwickelt, die die Le-
benssituationen aus Staat, Berufswelt (Unter-
nehmung) und Freizeit (Haushalt) feststellt 
und den Wissenschaften, insbesondere den 
technischen, wirtschaftlichen und politischen 
Wissenschaften, zuordnet44 ). Freilich sind 
mit den von Kell genannten Aufgaben noch 
keine Lernziele gewonnen. Darum bemüht sich 
die weitere Feingliederung von Franz Decker, 
der mit ähnlichen Begriffen die Lebenssituatio-
nen und Interessenlagen der Schüler aufzu-
schlüsseln sucht45 ). Es ist jedoch nicht sicher, ob 
man durch die Strukturierung der Lebenssitua-
tionen allein zu Lernzielen und einer Zuord-
nung der Lernziele zu einzelnen Schulstufen, 
zu Sequenzen, kommt. Insbesondere bleibt 
die Entscheidung offen, wie ein Lernziel im Un-
terricht erarbeitet werden soll. Der Lehrer 
kann die Kenntnis des Grundgesetzes vermit-
teln, indem er es lernen läßt oder indem er 
die Geschichte der Weimarer Republik, des 
Faschismus und der ersten Nachkriegszeit den 
Schülern lebendig werden läßt, oder er kann 
die Normen des Grundgestzes in seinem Un-
terricht beherzigen, gelegentlich auf sie hin-
weisen und ihre Bedeutsamkeit an täglichen 

44) Vgl. Adolf Kell, Didaktische Matrix-Konkreti-
sierung des didaktischen Strukturgitters für den 
Arbeitslehre-Unterricht, in: Herwig Blankertz, Cur-
riculumforschung — Strategien, Strukturierung, 
Konstruktion, Essen (neue pädagogische bemühun-
gen) 1971. Neu formuliert in den Leitlinien des 
wissenschaftlichen Beirats für den Lehrgang 
Arbeitslehre beim Deutschen Institut für Fernstu-
dien an der Universität Tübingen.
45) Franz Decker, Die Unternehmung als didakti-
sches Subsystem, in: derselbe, Grundlagen der 
Wirtschaftsdidaktik, Ravensburg 1974.

46) Wolfgang Schulz, Unterricht-Analyse und Pla-
nung, in: Paul Heimann, Gunter Otto, Wolfgang 
Schulz, Unterricht-Analyse und Planung, Hanno-
ver 1965.

Konfliktfällen einsichtig machen. In allen Fäl-
len wird zwar das gleiche Thema behandelt, 
aber es werden andere Lernzielkombinationen 
verfolgt. Außerdem wurde zur Sicherung eines 
Lernzieles in einen Fall wenig, im anderen sehr 
viel Zeit benötigt. Es hängt also gar nicht 
allein vom Lehrer ab, welche Themen oder 
Methoden er im Unterricht verwenden kann, 
sondern auch von der zur Verfügung stehen-
den Zeit und den äußeren, organisatorischen 
Bedingungen, also Medien, Werkstätten, Be-
trieben für Erkundungen und Praktika. Die 
Wahl der Methoden ist nicht mehr Sache des 
Lehrers, sondern ist in modernen Bildungszen-
tren weitgehend durch die Konzeption, durch 
die Stundentafel, die äußeren Bedingungen 
und den Lehrplan vorgegeben. Nur scheinbar 
hat der Lehrer die Freiheit, weil der Lehrplan 
im Regelfall nur die (Rahmen-)Themen benennt, 
aber der Lehrer aus der Ausbildung weiß, daß 
bestimmte Unterrichtsverfahren wie Projekt-
methode, Gruppenunterricht oder Unterrichts-
gespräch gemeint sind und er bei jenem The-
ma unbedingt auf ein bestimmtes Medium an-
gewiesen ist.
Wenn die Fächer nicht mehr in nebeneinander-
stehende Stundenblöcke und die Lehrerbildung 
nicht in vom Leben der Schüler abgetrennte 
Wissenschaftsbereiche zerfallen sollen, muß 
der Lehrplan den Zusammenhang der Fächer 
und die Kontinuität des erkenntnisleitenden 
Interesses ausweisen. Das geht nur, wenn die 
bisherigen Rahmenpläne für Unterricht und Er-
ziehung auch Unterrichtssysteme als Muster 
und Orientierung anbieten. Die Lehrpläne müs-
sen zu den einzelnen Fächern und Sequenzen 
angeben, wie der Lehrer sich als Erzieher ver-
stehen soll, in welchem Bereich seine Fach-
mannschaft als Fachlehrer gefordert ist und 
welche Organisationsbedingungen und -lei-
stungen für die Gestaltung einer Unterrichts-
stunde erforderlich sind. Nur so können die 
Erzieher eine Erziehung zuwege bringen, 
die den Schülern einen Einblick in den Kosmos 
der Wissenschaften und eine Unterrichtsorga-
nisation ohne Reibungsverlust ermöglicht. Nur 
so wird es langfristig möglich sein, die Inten-
tionen der politischen Bildung durch die The-
men der Arbeitslehre zu verfolgen. Wie sol-
che Lehrpläne aussehen müßten, soll an fol-
gendem Schema verdeutlicht werden, das sich 
auf die Konzeption von Heimann und Schulz ) 
zurückführen läßt:
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VI. Didaktische Ansätze

Die Entwicklung der Arbeitslehre-Lehrpläne 
ist noch nicht abgeschlossen. Fast alle Bundes-
länder haben Handreichungen, vorläufige 
Richtlinien oder Lehrpläne zur Erprobung frei-
gegeben. Die Pläne sind jedoch kaum ver-
gleichbar, weil das Zeitvolumen für das Fach 
oder den Fächerkomplex Arbeitslehre sehr un-
terschiedlich ist und weil das Verhältnis zu den 
Naturwissenschaften und der politischen Bil-
dung jeweils anders gesehen wird. Das Zeit-
volumen reicht von acht Stunden wöchentlich 
bis zu einem nicht fest ausgewiesenen Anteil 
an der politischen Bildung. Deshalb ist es nicht 
zweckmäßig, diese Lehrpläne miteinander zu 
vergleichen. Vielmehr scheinen die Grund-
positionen, die zur Konstruktion der Lehr-
pläne geführt haben, für die zukünftige Dis-
kussion mit den Vertretern der politischen Bil-
dung wichtig, weil sich in ihnen die verschie-
denen Möglichkeiten eines Lehrplan-Entwurfs 
für Arbeitslehre und politische Bildung andeu-
ten.
Der Lehrplan von Nordrhein-Westfalen ver-
sucht den Zusammenhang zwischen der Erfah-
rungswelt des Jugendlichen und den Wissen-
schaften herzustellen. Der Berliner Lehrplan 
will vom Interesse des Jugendlichen an einer 
guten Berufsausbildung den Zusammenhang 
der Wissenschaften, ihre Interdependenz, sicht-
bar machen, und die neuerdings auch von der 
Bremer Arbeitslehre in Anspruch genomme-
nen Schulversuche von Roth und Jahn in 
Frankfurt sehen in der politischen Verantwor-
tung der beruflichen Tätigkeit den entscheiden-
den Gesichtspunkt für die Unterrichtskonstruk-
tion.
Der von der Arbeitsgruppe Klafki 47) vorge-
legte und im Lehrplan von Nordrhein-Westfa-
len niedergelegte didaktische Entwurf geht da-
von aus, daß die Arbeitswelt ein vorgegebe-
ner Zusammenhang sei, der in seinem ge-
schichtlichen Werden begriffen werden muß. 
Die .Hinführung“ will daher nicht auf die Ver-
änderung der Sozialstruktur drängen, sondern 
den Zusammenhang verstehen lehren. Die 
Themen des Unterrichts werden entsprechend 
aus der Tradition der bisherigen Unterrichts-
fächer Werken und Hauswerk sowie den Er-
fahrungen bei Betriebserkundungen und -prak-
tika gewonnen, die die Wirtschaftslehre syste-
matisch aufarbeitet. Werken und Hauswerk

47) Die Schule in Nordrhein-Westfalen, Heft 30: 
Grundsätze, Richtlinien, Lehrpläne für die Haupt-
schule .... Teil g: Arbeitslehre, Wuppertal u. a. 
1968. Wolfgang Klafki, Unterrichtsbeispiele der 
Hinführang zur Arbeits- und Wirtschaftswelt, Düs-
seldorf 1970.

sollen zum technischen Werken und der Haus-
wirtschaftslehre weiterentwickelt werden. 
Wiederum der Tradition der Schule entspre-
chend hat der Lehrer in der Unterrichtsmethode 
den entscheidenden Einfluß. Lehrgänge und 
Übungen überwiegen; nur in der Hauswirt-
schaft und den Erkundungen können die Schü-
ler unter vorgegebenen Aspekten („Aspekt-
erkundungen") eigene Fragestellungen verfol-
gen.
Die von der Arbeitsgruppe Klafki vorgelegte 
Arbeitslehre-Konzeption interpretiert die Ar-
beitswelt einer Gesellschaft des Umbruchs. 
Tradition und Fortschritt in ihren Widersprü-
chen und Brüchen werden auch in Inhalt und 
Form deutlich.
Nur der Berliner Lehrplan für Hauptschulen 
weist Arbeitslehre als ein Fach aus. Die Ber-
liner Konzeption 48)  hat folgende Schwerpunk-
te: Die Intentionen gehen von der Situation des 
Arbeitnehmers an der Basis der betrieblichen 
Hierarchie aus. Der Jugendliche soll aus der 
Schule den Willen mitbringen, auch von den 
untersten Stufen der Gesellschaft her seine 
und die Interessen der übrigen unterprivile-
gierten Arbeitskräfte durchzusetzen.
Die Themen versuchen, den Zusammenhang 
von Arbeitsqualifikation und Einkommen dar-
zustellen, damit der Jugendliche später in der 
Lage ist, in einer sich ständig verändernden 
Arbeitswelt Beruf und Haushalt zu planen. Die 
Organisationstheorie, insbesondere die Be-
triebswirtschaftslehre des (privaten) Haushalts, 
liefert die formale Struktur, Ingenieurwissen-
schaften die Inhalte für den Unterricht. Unter-
richtsmethodisch sollen konkrete Vorhaben die 
Arbeit der Schüler bestimmen. Im Rahmen des 
Lehrplans, den die Schüler in seinen allgemei-
nen und operationalisierten Lernzielen kennen 
sollen, wird in allgemeiner Diskussion gemein-
sam entschieden, geplant, durchgeführt und 
kontrolliert. Der Lehrer soll beraten und infor-
mieren, aber nicht die Entscheidung beeinflus-
sen, damit die Schüler allmählich zur Verant-
wortung des Erwachsenen geführt werden.
Die in Berlin entwickelte Arbeitslehre-Konzep-
tion will den Arbeitnehmer auf eine durch Mit-
bestimmung, Mobilität und raschen Wandel 
der Produktionstechniken bestimmte Wirt-
schaft vorbereiten. Der Schüler soll die Inter-
dependenz der politischen, wirtschaftlichen 
und technischen Entwicklungen erkennen und 
darin sein Interesse als abhängiger Arbeitneh-

48) Vgl. Anm. 43, insbesondere die Aufsätze von 
Groth, Werner und Kledzik. 



mer vertreten können. Obgleich mit der Ein-
übung in die selbständige Planung des Er-
werbslebens die Abhängigkeit der unterprivi-
legierten Arbeitnehmer verringert wird und 
die Schule damit die zukünftige politische Ent-
wicklung zu mehr Demokratie beeinflussen 
will, bleibt bei dieser Konzeption die Möglich-
keit offen, daß der einzelne seine Interessen 
ohne Rücksichtnahme auf andere durchsetzt.
Die Arbeitsgruppe Friedrich Roth hat im An-
schluß an die Arbeiten von Roth und Jahn an 
einigen Frankfurter Schulen Modell-Projek-
te erprobt49 ), die eine enge Verbindung von 
Arbeitslehre und politischer Bildung erken-
nen lassen. Die Intentionen sollen beim Schü-
ler eine soziale Verantwortung für die Lage 
der Arbeiter erreichen. Dem dient die Ver-
knüpfung von Arbeitslehre und Gemeinschafts-
kunde.
Die Themen weisen sowohl elementares prak-
tisches Arbeiten, arbeitsbegleitende Techniken 
und eine gestufte Material- und Arbeitskunde 
wie auch eine Betriebs- und Berufskunde aus, 
die schrittweise über die Erkundung der hei-

49) Elin-Birgit Berndt u. a., Erziehung der Erzie-
her: Das Bremer Reformmodell, Reinbek 1972; Wolf-
gang Christian u. a., Polytechnik in der BRD?, 
Frankfurt 1972; Friedrich Roth, Die Arbeitswelt im 
Unterricht, in: Wege in die Arbeitswelt, Pfaff-
Gedächtnis-Stiftung, Kaiserslautern 1970; Klaus 
Jahn u. a. Hinführung zur Arbeitswelt, Modell-
projekte I. und II., Frankfurt 1968 ff. 

matlichen Arbeits- und Sozialwelt zu den wirt-
schaftlich-gesellschaftlichen und rechtlich-staat-
lichen Problemen ausgeweitet wird.
In der Unterrichtsmethodik sollen das gemein-
same Projekt, die Erkundung und die gemein-
schaftskundliche Auswertung Beispiele für die 
selbständige Erschließung einer Arbeitssitua-
tion geben (Beispiel: Projekt Bücherbrett; Er-
kundung Möbelfabrik, Handwerk; Kurs: Kon-
kurrenzbedingungen in der Möbelbranche).
Das unterrichtmethodisch sehr aufwendige 
Frankfurter Modell zielt auf eine schonungs-
lose Darstellung betrieblicher Wirklichkeit. Die 
Schüler sollen sich für die betrieblichen Ver-
hältnisse verantwortlich fühlen und ohne Illu-
sionen in die Lehrlingsausbildung gehen.
Die Didaktiken gehen von unterschiedlichen 
gesellschaftlichen und sthulpädagogischen 
Voraussetzungen aus. Der Entwurf der Ar-
beitsgruppe Klafki legt den Schwerpunkt auf 
technische und wirtschaftliche Grundinforma-
tionen; die Schule wird nicht verändert. Das 
Frankiurter Modell und die Berliner Konzep-
tion der Arbeitslehre muten dagegen dem Leh-
rer und der Schule mehr Selbständigkeit und 
Eigenverantwortung des Schülers zu. Bei den 
Inhalten legt das Frankiurter Modell den 
Schwerpunkt auf die soziale Verantwortung, 
während die Berliner Konzeption auf die indi-
viduelle Planung des Erwerbslebens abzielt.



Ernst Reuter: Ziele und Lerngegenstände des politischen Unterrichts zur Vor-
bereitung auf die Arbeitswelt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/75, S. 3—6

Die Arbeitslehre sollte zugleich immer auch politischer Unterricht sein. Unabhängig da-
von, daß für die Arbeitslehre verschiedene Konzeptionen denkbar sind (als eigenständi-
ges Fach oder als Kooperationsbereich verschiedener Fächer), bedarf sie eines didaktischen 
Leitgedankens, der die politische Dimension mit einbezieht. Dieser didaktische Leit-
gedanke könnte heißen: Orientierung des Unterrichts an gesellschaftlichen Konflikten; 
der politische Leitgedanke wäre als Parteinahme für den künftig lohnabhängig Arbeiten-
den zu charakterisieren.
Der politische Leitgedanke müßte u. a. in einer entsprechenden Unterrichtsorganisation 
zum Ausdruck kommen, die sich allerdings nicht nur auf die Arbeitslehre beschränken 
dürfte und die folgendes vermeiden bzw. zum Gegenstand kritischer Information machen 
sollte: das unverbundene Nebeneinander der Unterrichtsinhalte und damit die bloße 
Stoffvermittlung ohne Einsicht, wozu man das alles lernt; das Lernen für Zensuren in 
Konkurrenz gegen andere; kurz: der .unpolitische' Charakter des Lernens mit der — er-
wünschten oder zumindest nicht unerwünschten — politischen Wirkung, über ein Nadi-
wuchspotential zu verfügen, das sich dann auch im Betrieb inhaltlichen Anforderungen 
gegenüber unkritisch verhält. Die Reflexion über diese dem kapitalistischen Verwer-
tungsprozeß entgegenkommende Form der Herstellung von Qualifikationen in der Schule 
wäre bereits grundlegender Bestandteil eines politisch verstandenen Arbeitslehreunter-
richts.
Hinsichtlich des didaktischen Leitgedankens einer Orientierung der Arbeitslehre an ge-
sellschaftlichen Konflikten hat das Ausgehen von konkreten Konfliktsituationen nichts 
mit einer Vorbereitung zum Kampf gegen die Gesellschaftsordnung zu tun, sondern die 
kritische Würdigung des Erreichten stellt immer den Ausgangspunkt für Überlegungen 
über die Weiterenwicklung im Sinne des grundsätzlichen Auftrages zur Verwirklichung 
der sozialstaatlichen Ordnung dar.

Anne Beelitz: Anmerkungen zur Arbeitslehre
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/75, S. 7—9

Die Wirtschaft sieht den Schwerpunkt einer sinnvollen Arbeitslehre in einer sozial-
ökonomischen Information und Orientierung, wobei sie der Formel AWT (Arbeit — Wirt-
schaft — Technik) positiv gegenübersteht. Die betrieblichen Informationen im Rahmen 
der Arbeitslehre sollten weniger durch Betriebspraktika als durch Betriebserkundungen, 
die allerdings in den schulischen Lehrplan integriert sein müßten, vermittelt werden. 
Gegenüber den Betriebspraktika, die dem einzelnen Schüler nur einen geringen Über-
blick über das Berufsangebot und die Arbeitsbedingungen geben, sind die sog. „Aspekt"-
Erkundungen zu bevorzugen, da diese die für den Schüler im Hinblick auf seine spätere 
Berufswahl wichtigsten Problembereiche berücksichtigen.
Sinnvoll wäre es, die Arbeitslehre nicht nur auf die Hauptschule zu beschränken, son-
dern sie auch in die Lehrpläne der Sekundarstufen I und II etwa in Form eines jeweils 
spezifischen Curriculums aufzunehmen. An der Erarbeitung dieser Curricula sollten 
jedoch nicht nur die Instanzen der Bildungsbürokratie, sondern auch die Arbeitgeberver-
bände sowie die Gewerkschaften beteiligt werden.

Georg Groth: Arbeitslehre — Entstehungsgeschichte und didaktische Problem-
lage im Zusammenhang mit Berufsausbildung und politischer Bildung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/75, S. 10—31

Die Diskussion um das Fach Arbeitslehre, das die Schüler auf die Arbeits- und Wirt-
schaftswelt vorbereiten soll, hat zu der Erkenntnis geführt, daß der Beruf ein politischer 
Entscheidungsbereich ist und daß die Vorbereitung auf den Beruf auch politische Bil-
dung zu sein habe. Die Entwicklung dieser Diskussion wird nachgezeichnet und zugleich 
darauf aufmerksam gemacht, daß der Arbeitslehre bei der Lernzielermittlung die gleichen 
Probleme wie der politischen Bildung bevorstehen.
Die Ursachen für die Probleme werden in einer Schulreform gesehen, die alle gesell-
schaftlichen Forderungen auf neu gebildete Fächer wie politische Bildung und Arbeits-
lehre verlagert und damit eine verantwortbare Curriculumentwicklung und eine plan-
mäßige Lehrerbildung unmöglich macht. Als Ausweg bietet sich eine koordinierte Revi-
sion aller Unterrichtsfächer an, die auch die Veränderung der bisherigen Stoff-Lehrpläne 
zu Plänen für Unterricht und Erziehung einschließt. An drei didaktischen Arbeitslehre-
Konzeptionen wird angedeutet, daß eine Harmonisierung der Lehrplanentwicklung nur in 
Abstimmung mit der politischen Bildung möglich ist.
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